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Editorial | 


Wir müssen uns bei LeserInnenn und Abonnentinnen für die unregelmässige 
und oft zu späte Belieferung mit dem "telegraph” entschuldigen. Von der 
Redaktion selbst wurde der "telegraph” jetzt zwei mal mit einer je einwöchiger 
Verspätung herausgegeben. Das lag an gewissen Querelen mit unserer 
früheren Druckerei und bei diesem Heft am Druckereiwechsel und der 
gen ernammten Währungsreform. Abonnenentinnen, die bis jetzt für ein 

eitjahr gezahlt haben, erhalten selbstverständlich ihre bezahlten 26 
Ausgaben. Nicht bedruckte Seiten hat uns, wie wir von Lesern hören, die 
Druckfirma Wende leider öfter beschert. Wir hoffen, dass das mit unserer 
neuen Druckerei, dem uns befreundeten Alternativbetrieb Hinkelstein Press, 
nicht mehr passiert. 

Die anderen Verspätungen liegen nicht in unserer Hand. Unser Vertrieb, 
der immer noch tellweise von ehrenamtlichen Leuten nach Felerabend 
gemacht wird, ist zwar auch nicht so, wie wir uns das wünschen, aber nichts 
gegen die Deutsche Post. Innerhalb Berlins gibt es Laufzeiten bis zu 14 

agen. Aus Thüringen haben wir schon Beschwerden über Laufzeiten von 6 
Wochen gehabt - mit Poststempeln als Beleg. Beschwerden und Anzeigen 
seitens der Leserinnen empfehlen wir. Ansonsten wäre absurderweise nur zu 
hoffen, dass die Geschäftemacher, die im Moment das gesellschaftliche 
Leben unseres Landes bestimmen, merken, dass mit einer solchen Post keine 
tie zu machen sind und sehr schnell entsprechende Massnahmen 
e) en. 

Wir hoffen, dass unsere LeserInnen Verständnis haben, dass wir bis 
zum September nur noch eine Ausgabe machen. Wir erwarten, dass sich die 
Deutsche Post bis dahin soweit reorganisiert hat, dass wir unsere Leserinnen 
ab da relativ kurzfristig beilefern können. Für alte Abonnentinnen gilt das oben 
gesante, dass ihnen die bezahlten 26 Ausgaben ausgeliefert werden und das 

eitjahr dementsprechend verlängert wird. Neuen Abonnentinnen können wir 
über den neuen Preis noch nichts sagen. Wir müssen die neuen 
Versandgebühren erst berechnen, was solange nicht möglich Ist, wie die 
Deutsche Post immer noch keine Auskunft über künftige Postgebühren geben 
kann. Die neuen Abbonnentinnen bekommen den Preis zugeschickt. Für 
Leserinnen, die finanziell etwas vorsichtiger rangehen wollen, sind in Zukunft 
Viertel- und Halbjahresabbonnements möglich. 

Zum Heft etwas zu sagen, ist leider nicht mehr viel Platz. Nur soviel: 
Besondere Probleme hat uns die Diskussion der Vorgänge um die 
antifaschistische Demonstration In der Ostberliner Weitlingsstrasse gemacht. 
Die Beiträge, die wir dazu bringen, sind mehr oder weniger sehr kritisch, 
sollen aber natürlich nicht der Weisheit letzter Schluss sein. Leider fehlten 
wieder mal Diskussionsbeiträge aus dem LeserInnenkreis. Die sogenannte 
Gewaltfrage Ist für uns ein so gravierendes Problem, dass wir es für wichtig 
halten, von möglichst vielen Leserinnen dazu Diskussionsbeiträge zu erhalten. 

Ansonsten verbleiben wir hoffentlich trotz Demark In alter Frische! 
Redaktion "telegraph" 


Kommentar: 


Demark-Aussichten 


‚Wer hat damals nicht gelacht über jenen Witz: Ein Volkspolizist schwingt sich 
über den Verkaufstisch im Intershop und verlangt von der Verkäuferin 
politisches Asyl. | 

Niemandem wäre es eingefallen, dass eines Tages ein ganzes Volk, 
das der DDR, diesem simplen Irrtum aufsitzen wird. Die Demark wurde 
erwartet wie ein Wunder und wie das neue Jahr mit Fouerwerkskörpern, 
Bällerschüssen und exzessiver Sauferel empfangen. 

Natürlich hat für DDR-Bürger dieses Geld schon etwas Magisches. Die 
westliche Fernsehreklame, von Jedem von Kindhelt an aufgenommen, 
‚entwickelte eine von ihren Urhebern nicht ganz beabsichtigte Wirkung. 
Während es hier im Laden nur Zucker, Quark, Salz und Pfeffer gab und 
bestenfalls sich einmal Gotha und Eberswalde um das Prädikat "Würstchen" 
stritten, wurden dort In der Reklame nicht Waren verkauft, sondern 
existentielle und religiöse Werte: Sommer, Sonne und Meer, Eintracht, Liebe, 
Schönhelt, Jugend: gesellschaftliche Anerkennung, ewiges Glück, ewige® 
Leben, gutes Gewissen, Identität. All dies für Demark In jenem fernen Land 
hinter der Mauer zu haben, das für den normalen DDR-Bürger unerreichbar 
war. Nicht so sehr die Aussicht nach realem Wohlstand, sondern die 
Sehnsucht nach einem Märchenland trieb ab dem Sommer vorigen Jahres 
hunderttausende DDR-Bürger In den Westen. Und die Enttäuschung war 
furchtbar und noch furchtbarer werden. 

Demark ist eben leider keine Märchenwährung, sondern ein höchst 

realer Gegenwert für Arbeit unter westlich kapitalistischen Bedingungen und 
mit der Demark werden die Gesetze des Kapitalismus triumphierend und 
vernichtend unser kleines Ländchen überziehen. Das Szenario Ist in gut 
informierten Kreisen schon zur Gänze bekannt: Im September muss dor 

Mittelstand seine Kredite zurückzahlen und wird bankrott gehen. Im Oktober 

olbt es keine Unterstützungsgelder für die Kombinate mehr und alle, alle 

werden In sich zusammenbrechen. Zwei Kombinate haben Jetzt schon 
signalisiert, dass sie vor dem Bankrott stehen. In ein derartiges Land, das wie 
ein durchlöcherter Eimer ausläuft, Investlert natürlich kein westlicher 

Unternehmer, - wäre ja schön blöd. Dafür Ist die Dienstleistun sbranche 

schon fest In westlicher Hand, was natürlich nur solange der Fall sein wird, 

wie noch einige Kaufkraft in der Bevölkerung ist. Natürlich ist es Unsinn zu 
lauben, dass die Krise der DDR nicht auf Westberlin und die BRD 
berschw n wird. Die Unternehmer worden, von Ihren kurzsichtigen 

Gewerbeinstinkten getrieben, die Gelegenheit nutzen, um die Löhne in 

der BRD herabzusetzen. Genügend Streikbrecherinnen aus der DDR werden 
sich schon finden. Und schlimmstenfalls drohen sie mit der Verlagerung der 

Produktion In der DDR. Das wird natürlich die Stimmung unter 
BRD-Arbelterinnen gegen Ossls nicht gerade verbessern. Eine Schw eit 

wird heraufdämmernn mit Zonen-, Rassen- und sonstigem Fremdgruppenhas®. 

Sündenböcke sind und werden gefunden werden. 

Wie eigentlich ist die Stabilität erklärbar, die die DDR-Wirtschaft bis 
zum Sommer vorigen Jahres zu haben schien, trotz eines unmässig 
aufgeblähten Verwaltungsapparatös, trotz irrsinniger Verschleuderung von 
Geier durch ‚ Armee und "Grenzssicherungsanlagen”? 

Zum einen natürlich wurde Raubbau getrieben. Die vorhandene 
Industrlesubstanz, zum Tell noch aus den Jahren 1910 bis 1930, wurde auf 
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Verschleiss und bis zum letzten Rosttell ausgefahren. Damit zusammen hing 

der Raubbau an Natur und Umwelt. Umweltschutz diente lediglich der 
Kosmetik. Astronomische Giftemissionen g en gänzlich ungefiltert in Luft, 
Wasser und Boden. Das alles geht natürlich nur begrenzte Zeit und im 
Oktober 1989 war In der Tat der Endpunkt erreicht. Ein anderer Grund für die 
bisherige Stabilität unseres Systems mag dem DDR-Bürger verwunderlich 
erscheinen: Wir hatten eine erstaunlich bescheidene herrschende Schicht. Die 
paar Privilegien und Gelder, die die Politbürokraten aus dem Staatssäckel 
raubten, würden im Westen kaum einen mittleren Unternehmer 
zufriedenstellen. Und schliesslich ein weiterer entscheidender Punkt. Infolge 
des a NE oe ono po und der zentralen Lenkung und Leitung verhielt 
sich der Gesamtstaat DDR in der Weltwirtschaft wie ein Konzern und konnte 
mit seiner gebündeliten Kraft für mittelmässige Produkte Immer noch etwas 
mehr Erfolg einfahren, als dies den einzelnen Exportfirmen gelungen wäre. 
Natürlich konnten die paar weltmarktfählgen Firmen nur auf dem Rücken der 
anderen produzieren und damit die nicht zusammenbrachen, wurden über das 
Umverteilungssystem an Gerecht und Ungerecht die Gewinne verteilt. Falls 
man nicht, wie zuletzt immer häufiger, Zuflucht zur Gelddruckmaschine nahm 
und das Verhältnis zwischen Geld und Waren sich weiter verschlechterte. 

Das für die einzelnen und für Betriebe nicht ganz vorteilslose 
Zwangsbündnis DDR Ist unwiderruflich zu Ende und die ebenso wie 
inkompetente Interimregierung der Noch-DDR tut alles, um uns möglichst 
schutzlos auszuliefern und das wirtschaftliche Desaster noch zu 
verschlimmern. Ab dem 2. Juli beginnend, wird sich das Gebiet der 
ehemaligen DDR zur Armutszone Deutschlands entwickeln. 

Es Ist klar, dass sich, je länger je mehr, starke Gegenbewegungen aus 
der Bevölkerung entwickeln werden. Es wird für die Basisgruppen darauf 
ankommen, diese richtig zu verstehen und ihnen bei der Seibstverständigung 
zu helfen. Ziel muss sein, dass das Protestpotentlal nicht wieder auf die 
Mühlen irgendwelcher Parteien geleitet, gegen irgendwelche Sündenböcke 
und Fremdgruppen gerichtet wird und in den Privatarmeen verschiedenster 
Couleur a la Weimarer Republik endet, sondern, dass Arbeiterinnen, Frauen, 
Arbeitslose die Ursachen Ihrer Misere erkennen und bekämpfen. 

Unsere Aufgabe wird es sein, schon jetzt zu diskutieren, weiche 
Perspektiven wir in den achtziger Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts noch. 
für eine nichthierarchische Gesellschaft sehen und wie sich diese 
verwirklichen lassen. Ist die DDR, wie einige meinen, nur eine besonders 
sektiererische Form der Industriegesellschaft gewesen und geht es um eine 
Ablösung der Industriegesellschaft? Oder erledigt sich das Elend der 
gegenwärtigen Weltwirtschaftsordnung durch blosse (und diesmal 
tatsächliche) Vergesellschaftung der Produktion? Das wird auszudiskutieren 
sein, nicht, wie jetzt schon nach dem Vorbild unserer westlichen Nachbarn 
beginnend, mit dem Ziel der Daun: sondern im steten Bemühen um 
Konsensfindung und mit der hauptsächlichen Orientierung auf schnelle 
Realisierbarkeit. Wer immer auch seine Wahrheiten für undiskutierbar und 
nicht verhandelbar hält, handelt jetzt, fünf Minuten nach 12, unverantwortlich. 
Nur durch ein Bündnis aller, die Verantwortung empfinden, werden wir eine 
gesellschaftliche Katastrophe bewältigen können. 

Das glit ganz besonders für das Bündnis mit breiten Schichten der 
Bevölkerung. Positionen, die nicht vermittelbar sind, müssen entweder 
vermittelbar gemacht oder fallengelassen werden. Wir dürfen nicht, wie schon 
einmal in den zwanziger Jahren geschehen, die Bevölkerung in die Fänge von 
quasirellglösen Weltbildern geraten lassen. Ein neues rechtes Regime, ganz 
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zu schweigen von Auseinandersetzungen um dessen irrationale Ziele können 
wir uns einfach nicht mehr leisten. Wir würden das ohnehin nicht überleben, 
die anderen aber ebenfalls nicht. Es geht nicht mal mehr nur um unser Land, 
es geht jetzt um er Erhaltung der menschlichen Gesellschaft auf unserem 
Planeten. r.l. 


Fragmentarium zum Streik der 
"Berliner Stadtwirtschaft" 


3200 Müll-Männer im Streik. 
200-300 rund um die Uhr auf Steikposten vor dem Roten Rathaus. 

Und das vom 25.6.1990 bis 29.6.19901 Welche Gründe sorgen für das 
gesellige Beisammensein von ROT em ("...",d. Säzzer) Rathaus und dem . 
ORANGE der Stadtwirtschaft. 

Ein Grund ist die Steigerung der Arbeitsnorm um 130%, was vom Lohn nicht 
gesagt werden kann. Seit der geglückten 180 Grad-Wende Ist das 
Müllaufkommen um 25% gestiegen. Schuld daran ist die Verpackungslawine 
und die mögliche Billigentsorgung für das westberliner Gewerbe. Die 
kostenlos aufgestellten Spermüllcontainer in Grenznähe werden von diversen 
Klitschen genutzt. - | 
Das irrwitzige Preisgefälle (11,75 M/t gegenüber 113 DMIt) sorgt dafür, dass 
die ehemalige DDR zum Abfalleimer verkommt. Gegen diese düstere Zukunft 
richtet sich die Forderung nach Gebuhrenerhöhung für Gewerbemüll. Von 
dem Mehreinnahmen möchten die Streikenden natürlich "wat abham"” und 
fordern die Sanierung von Deponien. 

Der andere Grund: Die Belegschaft wurde von der frischen Reglerung 
und dem noch frischen Magistrat um Verhandiungsergebnisse betrogen. 
Nach einem halbtägigen Warnstreik am 27.1.1990 wurde mit Wirt- 
schaftsministerin Luft ein Plan ausgehandelt, der dem gesamten öffentlichen 
Dienst zwei Tage mehr Urlaub, Leistungsorientierte Löhne u.ä. einbrachte. 
Dieser konnte nicht, wie vorgesehen, bis zum 30.6.1990 verwirktlicht werden, 
da die Regierung de Maiziere den Plan für ungültig erklärte. Desweiteren 
hatte die Belegschaftsvertretung im Rahmen des Staatsvertrags (Art.4 Nr.3 
Abs.3) Innerbetriebliche Verhandlungen mit der en aufgenommen. 
Die Verhandlungsergebnisse waren zum einen höherer Leistungslohn und 
zum anderen Gebührenerhöhung für Gewerbemüll. Die Unterzeichnung des 
Vertrags wurde der Betriebsleitung vom Magistrat verboten - worauf die 
Degen die richtige Antwort wusste.... 

Der Streik wurde am Freitag beendet, nach dem der Magistrat den Lohn-und 
Gebührenerhöhungen zugestimmt hatte. Bis 15.7.1990 soll ein 
Finanzierungskonzept erstellt werden. Die Müll- Männer machten sich 
daraufhin umgehend auf ihre Reinigungstouren. 

Interessant sind die"Kampfmethoden" der Konfliktparteien: 

Der Magistrat verdammte In seiner ersten Reaktion die Streikenden in 
Grund und Boden und forderte sie zum Burgfrieden auf, da sich das Gewerbe 
in einer sensiblen wirtschaftlichen Situation befinden würde. Gegenüber den 
Streikenden verleugnete er seine Zuständigkeit. Als am Donnerstag die 
Müllsituation in Nobelabsteigen und der Volkskammer "unerträglich" wurde 
(die ärmsten, d.Säzzer), bekam die westberliner Müllfirima ALBA kurzfristig 
Aufträge. Die war sich nicht zu schade waren, als Streikbrecher aufzutreten. 
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Die dadurch entstehenden Mehrkosten, so eine überlegung Im Magistrat, 
soliten den Streikenden als "Diszipliniorungsmassnahmen” vom Lohn 


Die Reaktion der Streikenden auf die Streikbrecher war die Blockierung der 


- Wirtschaftseingänge der entsprechenden Gebäude. Zu bemerken Ist, dass 


"soziale" Einrichtungen wie Kindergärten, Schulen und Krankenhäuser nicht 
bestreikt wurden. Durch permanente öffentlichkeitsarbeit verbreiteten sie Ihr 
Anliegen, warben um Solidarität und bewiesen sie ihre 
Verhandlungsbereitschaft. Die Organisation der Streikenden war 
gowerksch ‚ allerdings ohne Mitglied im FDGB oder in den neuen, aber 
altbesetzten, öffentlichen Diensten zu sein.Die Entscheidungen wurden von 
den in den Brigaden gewählten Vertrauensmännern gefällt. 

° Der Streik wurde von Beiträgen finanziert, die nicht an die 


" tunktionärsverseuchten 5D und FDGB weitergeleitet wurden. Das Problem der 


gewerkschaftlichen Organislerung gedenken die Müllarbeiterinnen durch den 
geschlossenen Beitritt in die westliche öTV zu lösen und übersehen dabei 
offenbar, dass sie sich damit einer neuen Gewerkschaftsbürokratie in die 
Arme werten. ’ 

Noch einige Anmerkungen zu Reaktionen von einigen Zeitgenossinnen: Sie 
waren nach meinem E n in der Mehrheit unsolidarisch und lehnten den 
Streik ab, well die Stadtreinigung gute Löhne zahle. Ich hatte nicht den 
Eindruck, dass sie sich zusammenhängend zu denken bemühen (wer 
Solidarität übt, empfängt welche). Sie fordern eher die "Umvertellung des 
Elends". Zu hoffen gibt allerdings die oft gehörte Bemerkung, dass sie, falls 
die Müllmänner und -frauen sich durchsetzen können, am nächsten Tag 


ebenfalls für Ihre Anliegen vorm Roten Rathaus stehen. Seither sind einige 


Tage vergangen .. . Z.K. 


Komödie Demokratie oder 
Die Revolution entlässt ihre Kinder 
(zum zweiten Mal) 


Wem nutzt die frisch erkämpfte Demokratie letztendlich, wie stelit sie sich dar? 
Wen diese Frage bewegt, wer sich zu dieser Frage oslitionleren will, der 
sollte sich unbedingt eine Zuhörerkarte für die olkskammersitzung 
beschaffen (Kosten für das Schausplel fliessen In die Steuer mit ein). Was 
einem dort so geboten wird, repräsentiert Weltniveau an 
Demokratieverständnis. Sollte der persönliche Eindruck dem nicht 
entsprechen, so wäre es ratsam, seine Vorstellungen zu korrigieren. Notfalls 
bekommt man Beistand von kompetenten Parlamentarlern, vorrangig CDU 
und DSU. Fangen wir doch mal bei der Logistik der darstellenden (oder 
darzustellenden?) Demokratie an. Beispielsweise erregen sich 8000 
Studenten über die banale Tatsache, dass ihr Stipendium ungefähr 1/30 der 
Diäten von Volkskammerstatisten Statist kommt nicht von Status) ausmacht. 
Völlig blind für die Probleme der eigenen Republik (noch), blockieren sie das 
Theater der Demokratie, behindern sie die Arbeit der höchsten 
demokratischen Legislative. Für diesen Fall gibt es dann sachkompetente 
Leute, die dann meinen, Ihre Sachkompetenz In Fragen, Sicherheit und 
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Mahnwache der Studentinnen der Humbokdt-Universität Berlin 


Demokratie reiche aus, das hohe Haus optimal zu schützen. (Zum Glück 
setzte sich dieses Ansinnen nicht durch.) Gesetzt den Fall, die kleine Hürde 
Sicherheit, quasi Transmissionsbarriere zwischen innen und aussen, wird 
überwunden. Was einem da so entgegen weht, einfach unglaublich. Da es der 
Feinde viele gibt (sollte man den Ausführungen des kompetentesten edr 
Kompetenten Glauben schenken), also noch eine Sicherheltskontrolle. 
Diesmal Sicherheit unter qualitativen Gesichtspunkten, ist ja auch völlig 
einzusehen, das Verständnis dafür Ist bei mir ja völllg ausgeprägt (bin ja damit 

® gross geworden). Wer bitteschön kann von einem völlig gestressten, 
- ___semiprofessionellen Polltiker in der Einarbeitungsphase verlangen, dass er 
sich zum einen mit den Sorgen von 8000 Studenten konstruktiv 
auseinandersetzt (was sein aenaknr nicht vorsieht), und zum anderen mit 

Aeceweichen Extremisten, die da Icht Bomben werfen oder Flugblätter. 
Glücklicherweise kann sich da unsere neue Legislative voll und ganz auf die 
alte Exekutive verlassen. Man ist also nun in den "nachgeweihten” Hallen der 
Demokratie (vorherige Besuche zählen nicht). Draussen nörglerische, 
aufrührerische Studenten und innen Parlamentarier beim andächtigen 
Frühstück, ein wenig Presse und ein reichhaltiges Angebot an Speisen und 
‚Getränken (preislich abgestimmt auf das magere Salär eines 
Parlamentariers). Das Outfit lässt ein wenig erkennen, welcher Fraktion der 
Träger angehört, CDU und DSU bevorzugen französische Designkollektionen 
(etwas strenger Schnitt - eben konservativ). Die Liberalen bevorzugen eher 
weite Kleidung. Völlig aus der Rolle fällt Konrad Weiss von Demokratie Jetzt, 
nicht nur, dass er sich mit Studenten unterhält, sein Outfit hält keinem 
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Vergleich zu den Dressmännern/frauen der Mitte/Rechts-Koalition stand. 
Gewappnet mit dem Voreindruck und einem reichhaltigen Frühstück 
erklimmt man dann die Balustrade der Teilhabe, natürlich nur der passiven. 
Aufgeregt spannt man seine Ohren auf, es geht gerade um 
Versorgungsengpässe, an den Redebeiträgen erkennt man, wer welche 
Zeitung liest, wer wen nicht leiden kann und dass DSU-Abgeordnete Fragen 
und Feststellungen verwechseln. Doch der moderierende Oberlehrer weist sie 
ganz souverän in die Schranken. Schade, notfalls hätten sie sich noch als 
Opfer der restriktiven stalinistischen Bildungspolitik verkaufen und dies der 
PDS unterbuttern können. 
Ein kurzer Blick auf den Programmführer, es geht Immer noch um 

Versorgungsprobleme. Unten im Saal schlägt sich Frau Wollenberger ganz 
tapfer für die Probleme einer sozlalen Randgruppe. Sie beweist wieder echten 
Sinn für das Ausgefallene, es geht um Bienenzüchter, die Qualität ihres 
Honigs und ihre Absatzsorgen, metaphorisch gesprochen um den Tod der 
Bienenzüchter. Dem Einwurf einer CDU-Abgeordneten, sie habe da mal was 
in einer Zeitung (weiche?) über eine in der DDR grassierende Bienenseuche 
gelesen, konterte Vera ganz entzückend mit dem Verweis auf ihren in diesen 
Fragen bewanderten Mann. Danach wieder etwas gepflegte Langeweile, mit 
timelimit. Doch dann, in der aktuellen Fragestunde, onrad Weiss formuliert 
prägnant und klar das Anliegen der Ausgeschlossenen, es regnet Flugblätter 
und Transparente werden entrollt. Entrüstung rechts, Zustimmung links, 
übergehen in der Mitte. Büttel der Demokratie räumen erstmal alles von der 
Balustrade, was einen studentischen Anschein erweckt. Wahrscheinlich 
wollen die da unten unter sich bleiben, es gibt Ja auch kaum Theaterstücke 
(ausser Handkes "Publikumsbeschimpfung”), die mit dem Publikum gemacht 
werden. So entging mir natürlich einiges. Auffälllg war nur die ultraschnelle 
Beschlussfassung der Legislative darüber und deren ebenso schnelle 
Ausführung, kein langes Palaver, sondern souveräne Einzelentscheidung des 
Moderators. Im Foyer dann wieder die Möglichkeit, sich den Vorhaltungen der 
überväter der Demokratie zu stellen. Zum Glück habe Ich keinen 
Vaterkomplex, sonst wäre ich in kindliches Geheul ausgebrochen und hätte 
mich an die Brust des streng dreinblickenden Sicherheitsoffiziers gelehnt. 
Aber was durch Körpersprache nicht rüberzubringen war, verbal lief da erst 
recht nichts. Also Ausweiskontrolle, Registrierung ohne Erklärung - keine 
Neuigkeiten im Erleben der Exekutive. Den Hinweis, man könne ja gleich die 
alten Akten verwenden, überging man geflissentlich. Wie In Jeder Komödle, 80 
auch hier, gibt es scheiternde Protagonisten, in diesem Falle waren es die zu 
aktiven Zuschauer. Kurzzeitig erschien K. Weiss im Foyer und erklärte seine 
Bereitschaft, uns bei Problemen mit dem strengen übervater zu unterstützen. 
Aber ich weiss nicht, bei dem Outfit, man kann ihn Ja kaum von den Studenten 
unterscheiden. Ob man dem Mann trauen darf? Aber da kommt ja schon ein 
schmucker, geschniegelter Semipolitiker des rechten Spektrums, Mode aus 
dem Hause "Pierre Gardin" umhöüllt ihn, sein etwas jüngerer Begleiter 
bevorzugt Jobis-Design. Er stellt sich vor - richtig geraten - CDU 
Wahrscheinlich hat er vor kurzem einen Workshop "Positive Ausstrahlung" 
Teil 1: "Selbstdarstellung” besucht. Kann man dem trauen? Was muss man 
wohl tun, damit einem die Konrad-Adenauer-Stiftung auch so ein feines Outfit 
und so eine gediegene Rhetorik-Ausbildung bezahlt? Bewegende Fragen In 
diesem Moment. Zusätzlich dieser alles zunichte machende Gedanke an den 
Faktor 30, der mich und andere von ihm unterscheidet. Sicher und gekonnt 
überging er das Spannungsmoment, zeigte, dass er im Kurs gut aufgepasst 
hatte und offenbarte sich persönlich, plauderte Sachen aus, die er eigentlich 
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seinem Psychoanalytiker hätte erzählen müssen. Ein gekonntes Plädoyer für 
die Kernfamilie, positive Emotionen, die entstehen, wenn man seiner 
Mutter/seinem Vater etwas Geld bekommt. Just in diesem Moment wurde mit 
klar, dass alle Studenten hier sich selbst um ihr ganz persönliches Glück 
beschneiden woliten, natürlich auf Kosten der Demokratie. Das gibt freilich zu 
denken; auf der einen Seite wir pubertären Studenten, auf der anderen Seite 
der altrulstische, erfahrene Familienvater, der sich zum Wohle aller (auch dem 
unsrigen) einsetzt und uns mit Rat in dieser schwierigen Situation zur Seite 
steht. Selbst seine Jugenderlebnisse waren ihm nicht zu schade, sie als 
Modell zu offerieren. Wie man seine Mutter dazu bewegt, etwas Geld rüber zu 
schleben, dass man auch mit sechzig Leuten zusammen In einer Turnhalle 
wohnen kann - singen hilft, diesen Zustand spannungsfrei zu überstehen. Dies 
alles und noch viel mehr erfuhren wir aus seinem Munde. Leider habe Ich 
seinen Namen vergessen, in Erinnerung geblieben ist mir nur, dass diese 
imposante Persönlichkeit Student in Jena war. Dermassen geläutert, 
verliessen wir die geheiligten Hallen, sahen demonstrierende Studenten, 
hörten Studentinnen, die ihre Nöte herausschrien. Wir aber wussten, es gibt 


‚ etwas Starkeres als Demokratie: das Gefühl, reiche Eltern zu haben. Dann 


muss man sich nicht vor der Volkskammer Plattfüsse holen. olaf handrick 


Antifaschistische Demonstration 
in Berlin-Lichtenberg 


Zu der in Presse und Rundfunk vielfältig kommentierten antifaschistischen 
Demonstration im Ostberliner Stadtbezirk Lichtenberg hatte ein breites 
pektrum von vielen autonomen Gru pen In Ost- und Westberlin über 
besetzte Häuser, UFV, Vereinigte Linke, Teilen des Neuen Forums, der 
Umwelt-Bibllothek, KVV bis zum Bund der Antifaschisten aufgerufen. 

Es gab im Vorfeld lange Diskussionen über die Demo-Route. Die 
überlegung, an den Häusern der faschistischen Zentrale der "Nationalen 
Alternative" vorbeizugehen, wurde wieder fallen gelassen. Dabei waren die 
Hauptargumente, dass die Faschisten in den Häusern unberechenbar sind 
und daher Angriffe und Verletzungen vor allem von BündnisteilnehmerInnen 
nicht ausgeschlossen sind. Ausserdem wurde die Lage richtig eingeschätzt, 
was die Entschlossenheit Einzelner betraf, egen die "NA"-Zentrale 
vorzugehen. Die Demo wäre schon nach einigen Minuten beendet gewesen, 
während das Hauptziel der Demonstration die poltische Manifestation von 


Demo_tag die Polizei massiv die faschistischen Häuser absichern wird. Eine 
Kompromiss-Route wurde ofunden, die in der Nähe der faschistischen 


Diese Demo-Route wurde vom Rat des Stadtbezirkes Lichtenberg 
verboten. Derselbe Rat, der vor einigen Wochen den Aufenthalt der 
Faschisten in der Weitlingstrasse durch Verträge legalisierte. Nach 
Verhandlungen mit verschiedenen Gremien wurde die Homo Route doch noch 


Im Vorfeld lief In der Presse eine Entmobilisierungskampagne. Die 
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kurz vor Demo-Beginn erlaubt. 
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Platz Fi ur faschisten 
‚Lichtenberg __Und Ander 


Demo-Aufrufe und Presseerklärungen der aufrufenden Gruppen wurden so 
gut wie nicht veröffentlicht, verzerrt oder taz-typisch völlig ve t. 

Das EiOcone der Presserveröffentlichung und die Tatsache, dass 
wahrscheinlich fast alle Bündnis-Gruppen nur politisch die Demo unterstützten 
("Wir müssen Ja alle fürn Antifaschismus seln!"), ohne aber selbst zu 
mobilisieren oder wenigstens selbst zu erscheinen, war, dass von den 
Bündnis-Gruppen vielleicht 100 Personen da waren.Der Charakter der Demo 
war somit fast rein autonom. Aber auch die 4.000 Autonomen aus Ost- und 
Westberlin waren zahlenmässig enttäuschend. Auch in der DDR ensteht jetzt 
das Bild: Antifaschismus = Autonome = Militanz. Das und somit auch den 
Verlauf der Demo haben zu einem grossen Tell die 10.000 nicht gekommenen 
Menschen von PDS bis zum Neuen Forum zu verantworten. 

Die Grundstimmung der Demonstration war von Beginn an gezeichnet 
vom militärischen Outfit und der spürbaren Ungedukd. Die Wetberlinerinnen 
durften endlich wieder einmal Ihre schmucken schwarzen Helme vorführen, 
einige Ostberlinerinnen konnten gut mit ausgedienten Uniformteilen der NVA 
und der Roten Armee mithalten. Es sah aus wie bei einer Rittermodenschau. 

Die Demo ging trübe los, mit Musik zum Frühstück und einleitenden 
Worten, die wieder einmal Nichtnachvollziehbarkeit und geschichtliche 
Ignoranz zum Ausdruck brachten. Da wurde erklärt, dass es ungewöhnlich 
sei, dass die Demo an einer Kirche los olnge und dass es Jetzt durch einen 
geht, wo Linke nicht erwünscht seien, es also ganz anders als in 

sei. 


Davon ausgehend, dass die WestberlinerInnen sich im Ausland 
befanden und im Ausland eine Demo mitmachten, war zu erwarten, dass sie 
sich mit dem gesellschaftlichen Kontext in der DDR auseinandersstzen und 


auch nicht versuchen, ihre Weisheiten der Demonstration aufzudrücken. 


Diese Verhaltenformen, eigene Erfahrungen als die Aller anzusehen und 
damit zu dominieren, waren während der ganzen Demo spürbar. N 
Als die Demo das erste Mal in die Nähe der eitlingstrasse kam, 


wurden Polizeiketten mit Westschildern und Westberatern zum Absperren der - 


Seitenstrassen eingesetzt. Unnötige Provokation durch Auffahren von 
Räumfahrzeugen, Wasserwerfern und kläffenden Hunden. Auch wurde nach 
westlichem Vorbild eine Spalierkette vor eführt. 

Unnötige Provokationen und teinwürfe vor allem Westberliner 
durchgeknallter Männer gegen die Polizeiketten liess. den Demozug stocken, 
riss den Demozug nach dem Lautsprecherwagen auseinander. Ab da war es 
klar, dass die Demo aus zwei Gruppen bestand, Eine Gruppe, die die Demo 
als politisches Mittel sah, antlfaschistische Aktion vor den Augen der 
wütenden Faschisten zu demonstrieren und die Menschen im Stadtteil 
erreichen wollte und vor allem ab da schon sah, dass ein militärisches 
Vorgehen gegen die faschistische NA-Zentrale zum Debakel führen würde. 
Die andere Gruppe bestand aus durchgeknallten Männern, die Ihren 
mitgebrachten Hass und Munition loswerden wollten. 

Die Demo führte dann am Lichtenberger Bahnhof vorbei, an dem eine 
Zwischenkundgebung stattfand, zu dem AusländerInnenwohnheim in der 
Hans-Loch-Strasse. Unterwegs wurde ein Camel-Wagen seiner Fracht 
entledigt. 

Am Haus, in dem Mocambiquanerinnen wohnen, wurde eine Kundge- 
bungspause eingelegt. Die versprochenen Vorgespräche mit den Bewoh- 
nerInnen hatten wahrscheinlich nicht stattgefunden. Es bedurfte 
überredungskünste, um die AusländerInnenbetreueriInnen dazu zu bewegen, 


die Türen zu öffnen. ElIn Mocambiquaner hielt ein Redebeitrag; er freute sich . 
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über die Kundgebung, über die Solidarität. Scheinbar war aber der Demozug 

so abschreckend, dass nur fünf bis zehn Ausländerinnen sich der Demo 
anschlossen. Das Meeting zeigte die unzulängliche Kontaktsuche und 
konkrete Solidarität der Deutschen. 

Weiter ging es dann zu den faschistischen Häusern in der Weitling- 
strasse. Auf dem Münsterlandplatz sollte die Abschlusskundgebung 
stattfinden. Unterwegs wurden viele Innschriften an Wände gesprüht. Das 
dürfte den Faschisten ihre tagtäglichen Wege etwas versalzen. 

Die Demo steuerte direkt auf die faschistischen Häuser zu, kurz vor den 
Häusern sollte sie abbiegen. Auf den Dächern befanden sich Dutzende 
Faschisten, die die Reichskriegsflagge und die Flagge des "Deutschen 
Reiches” hissten. Die Dächer waren mit Stacheldraht abgesichert, Steine und 
Wurfgeschosse lagen parat. Als Gipfel der Provokation hoben die Faschisten 
die Arme zum "Hitler-Gruss". Davor Wasserwerfer, Räumfahrzeuge, 
Polizeiketten. 

Während der überwiegende Teil der Demo weiter zum Münsterlandplatz 
ging, griffen etwa 500 Männer die Polizeiketten an. Die Polizei ging mit 

ränengas, Wasserwerfern und Knüppeln gegen die Demonstranten vor. Fünf 
Polizeifahrzeuge brannten, mehrere Verletzte, auch unter den Demonstranten, 
Kopfwunden von Steinen der eigenen Leute, vier vorläufige Festnahmen. 
Lachende Faschisten auf den Dächern. 

Militanz ist nur sinnvoll und politisch vermittelbar, wenn sie durchsetzbar 
ist und nicht unmittelbar Betroffene (an diesem Tag auch die Polizei) aus dem 
Spiel gelassen werden. Das Gegenteil war der Fall. 

Ja - die faschistische Zentrale muss weg und kommt weg! Ja - 
Polizisten schützen die Faschisten, nun auch in der DDR! Aber zum einem 
waren die Bullen nicht das Angriffsziel (denn es sind "nur" Werkzeuge), zum 
anderem ist den Faschisten und ihrer Zentrale kein Haar gekrümmt worden, 
wbensowenig wie den politisch Verantwortlichen für die gesellschaftliche 
Legalisierung von faschistischen Strukturen. Somit war die Aktion 
schwachsinnig und politisch falsch. 

Ein linkgradikales Ghetto nun auch in der DDR - nein Danke! Gerade bei 
den sozialen Kämpfen im Herbst muss ein breites Aktionsbündnis stehen. Wer 
sagt, dass er darauf verzichten kann, hat nur seine Spielwiese und seine 
pubertären Indianerspiele im Kopf - vom politischen Verstand und der Utopie 
einer freien Gesellschaft freier Menschen keine Spur. 

Aber der Grund des Kampfes gegen die Bullan an diesem Tag Ist 
scheinbar nicht politischer Natur. Gefragt danach, antwortete ein Macker: "Die 
Typen sind halt heiss!" - Sexueller Männlichkeitswahn als Ursache für Kämpfe 
mit politischer Tragweite ist schon etwas erschreckend. 

Erschreckend auch die militärische Schwäche und Dummheit. Im 
Vorfeld hiess es:"... die paar Ostbullen schieben wir einfach zur Seite, die 
Ost-Wasserwerfer werfen wir um, und schon sind wir In den 
Faschisten-Häusern..." In Zukunft sollte auf solche grossmäuligen Männer 
kein Pfifferling gegeben werden, wenn das alles ist, was die Typen militärisch 
durchsetzen können. 

Die paar Osttypen, die bei der Strassenschlacht beteiligt waren, haben 
den Kontakt zu den realen Menschen in den Stadtteilen verloren, kümmern 
sich um ihre kleinbürgerliche Abenteuer-Spielwiese oder plappern die 
schlechtesten westliche Parolen nach. Politisch somit uninteressant für die 
kommende Entwicklung in der DDR. 

Auch erschütternd der Umgang untereinander. Westwagen-Fahrer bis 
zu Mitgliederinnen der VL wurden körperlich angegriffen, Frauen wurden 
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angemacht und die Demo gefährdet (keine geschlossenen Reihen nach dem 
a piecherwegen. Leuchtkugelgeschosse und Knaller sinnlos um die Köpfe 

eballert, eigene Leute durch Steine verletzt...). | 

Was bleibt: Das Ziel einer politischen antifaschistischen Manifestation 

im Stadttell und vor den faschistischen Häusern Ist ansatzweise geglückt. 
Nach der Demo und dem Strassenkampf gibt es aber mehr Ablehnung als 
SyTTpathie im Stadttell. Es gibt einen kleinen Versuch der Kontaktaufnahme 
mit den Ausländerinnen in Lichtenberg und das Thema der faschistischen 
NA-Zentrale musste wieder In der Presse und im Innenministerium als 
Problem artikuliert werden. Mittlerweile ist die NA-Zentrale verlegt worden. 
Das Problem Ist also nicht erledigt, sondern verlagert. a 

‘ Zu hoffen bleibt, dass es eine Auseinandersetzung mit den 
schwachsinnigen Machokämpfem gibt und eine Klärungsfindung über Militanz 
stattfindet. Militante Aktionen müssen militärisch durchsetzbar, politisch 
erklärbar und in der Bevölerung vermittelbar sein. Der Faschismus ist 
militärisch nicht zu besiegen, das müssten langsam auch die letzten Typen 
kapieren. Auch In den zwanziger, dreissiger Jahren hat es der 
Rot-Frontkämpferbund, der viel besser militärisch und organisatorisch drauf 
war, nicht geschafft, den Faschismus zurückzuschlagen. ' 

Vor uns steht die viel schwierigere Frage, wie können wir gemeinsam in 

Ost und West In den nächsten Jahren In einem kapitalistischen Deutschland 
den aufkommenden Nationalismus, Faschismus und Sexismus wirksam 
entgegentreten. Die Beantwortung oder Suche nach Ansätzen bleibt zur Zeit 
auf der Strecke. d.t. % 
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Kommentar 


Einige Gedanken zur 
Antifa-Demonstration in Ost-Berlin 


Von "Bild"-Zeitung bis "Junge Welt” wurde am Montag den Leserinnen grO88er 
Massenblätter das gleiche geboten: "Die blutige Schlacht der Westchaoten” 
("Bild"), "400 Radikale inszenierten blutigen Krawall” ("ND”), "Extremistische 
Krawalle nach antifaschistischer Demonstration" ("BZ*-Ost), "Am Ende siegte 
nur der Hass” ("Junge Welt”). Das war der Höhepunkt der Pressekampagne 
geoen die Demo. Schon Im Vorfeld gab es diverse Falschmeldungen zur 

kündigung der Demo, wurde die Presseerklärung der Demo-Organisatoren 
erst gar nicht abgedruckt und der Aufruf zur Demo gar nicht oder gekürzt und 
“bearbeitet” veröffentlicht. ; 

Dann das Bündnis. 41 STUPR en auf dem Aufruf. Von Autonomen, 
Antifa-Gruppen bishin zu Grünen, VL Jugendorganisationen. Jedoch glänzten 
letztere durch Abwesenhelt. Anscheinend war auch keine Mobillsierung In 
diesen Reihen gelaufen. Offenbar glauben die Politniks dieser 
"demokratischen Organisationen“, dass die Unterschrift unter einen Aufruf 
antifaschistisches Bekenntnis genug sei. Folglich war die Demo zu ca. 90 % 
durch autonomes Spektrum geprägt. Schwarze Kleidung, vermummte 
Gesichter, Helme, optische Demoausrüstung aus jahrelanger Erfahrung mit 
Polizei und Kameras in Ost und West, aber auch innere Angst vor den 
Faschisten. Immerhin kamen trotzdem 5000, das beweist, dass das autonome 

m sehr wohl in der Lage Ist, Massen zu mobilisieren, wenn auch noch 
keine Hunderttausende, und sie noch lange nicht isoliert sind. Jedoch hätten 
bei der Demo gut und gern Zehntausende sein können, wäre eine Mobillsie- 
rung nicht von bürgerlicher Presse und von den "demokratischen" Parteien 
blockiert, bzw. nicht durchgeführt worden. 

Und der Staat. Erst versucht der Stadtbezirksbürgermeister die 
Demoroute umzulegen, sie In die Seitenstrassen und möglichst welt weg von 
den Grund der Demonstration zu drücken. Als das nicht klappt, lässt man 
massiv Bullen auffahren. 2500 Bullen (offiziell spricht man von 500) bilden 
einen massiven Sperriegei. Ausgerüstet mit Heimen, Schilden, Knüppeln, 
Räumfahrzeugen und Wasserwerfern. 

_ Was während der Demo von Seiten der Demonstranten lief, war eine 
Mischung zwischen teilweise militantem Säbeigerassel, sich in Sprechchören 
entäussernden Emotionen und Wut auf Faschos und die schützend vor diesen 
stehenden Polizei. Dennoch war es aber grösstenteils eine Bekundung 
antifaschistischen Bewusstseins. Die Demo schwappte hin und her zwischen 
politischer Bekundung, Langeweile und Aktionismus. Dies alles kompenslerte 
sich dann Lück-/Ecke Ruprechtstrasse und geriet unkontrolliert zum Au - 

‚Stellvertretergefecht mit den Bullen. Sie bekamen ab, was eigentlich die 
Faschos abkriegen müssten. Zum Glück war der grösste Teil der 
Demonstranten diszipliniert genug, die Demonstration zu Ende zu führen. 

‘Den 500 Angreifern schien aber die Demo nur zweitrangig zu sein. 

Nun kann man/frau sagen, dass die Polizei selber schuld Ist, wenn sie 
sich vor die Faschisten stellt. Ich halte es jedoch für fragwürdig, ob dieser 
Angriff zu diesem Zeitpunkt Irgendwie sinnvoll war. Die Chance, gerade dort 
einen Durchbruch zu den Häusern zu schaffen, war von vornherein gering. 
Weiterhin wurde die Demo damit hochgradig gefährdet. Gegen durchdachte 
und vor allem disziplinierte militante Aktionen mit Aussicht auf Erfolg Ist erst 
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einmal nichts zu sagen, aber was’dort ablief war nicht mehr als eine 
Präsentation von Machogehabe und Waffenschau, Demonstration von 
Superman-Mentalität. Hier ging es meiner Meinung nach nicht um die 
Durchsetzung politischer Ziele, sondern um das blosse Abreagieren von 
Emotionen. Militanz und Radlikalität heisst ra re die Eisen en, 
haut drauf, sondern politisches Bewusstsein, abschätzen der strategischen 
Situation und verantwortungsbewusstes, überlegtes Handeln. So hätte es z.B. 
auf keinen Fall passieren dürfen, dass Demonstrantinnen von hinten aus den 
eigenen Reihen durch Steine verletzt wurden. Die lachenden Dritten waren 
jedenfalls die Faschos. | 

Ein Trost bleibt. Das Thema "Nationale Alternative” und Weltlingstrasse 
ist nun in aller Munde, die Regierung steht unter Druck. Die Faschisten 
. wissen, dass sie mit einer starken an Istischen Kraft zu rechnen haben 
und dass nicht jeden Tag 2500 Polizisten zu ihrem Schutz zur Verfügung 
stehen. Nun kommt es darauf an, den öffentlichen Druck nicht abklingen zu 
lassen, sondern ihn zu verstärken. Denn ersteinmal ist die "NA" noch immer 
legal, existieren die besetzten Häuser in der Weitlingstrasse, provokant, 
menschenverachtend und über der Nummer 122 weht immer noch die 
Reichskriegsflagge. d.w. 


Bestimmt der Stein das Bewusstsein? 
Erklärung der Umwelt-Bibliothek Berlin zu den Vorfällen während der 
Antifa-Demonstration gegen die Nazihäuser in der Ostberliner Weitlingstrasse 


Wir gehören zu den UnterzeichnerInnen und TeilnehmerInnen der Demonstration 
gegen die Berliner Zentrale der "Nationalen Alternative" in der Weitlingstrasse. Wir 
schämen uns und wir sind zomig. Mit der Demonstration wurde nicht das erreicht, 
was wir wollten, sondern das genaue Gegenteil. Und das Schlimmste: ohne Sinn und 
Verstand und ohne irgendeinen Grund wurden eine Reihe von Menschen zum Teil 
schwer verletzt. 

Es ging uns bei der Demonstration darum, einen weiten Konsens von Berliner 
Bevölkerung, Gruppen, Organisationen und Parteien gegen die mittlerweile fast 
täglichen überfälle auf PassantInnen und Häuser zu zeigen, die nachweislich aus der 
NA-Zentrale in der Weitlingstrasse gesteuert werden. Leider konnten wir schon im 
Aufruf zu dieser Demonstration diese notwendige Breite nicht erreichen. Wir richten 
das als Vorwurf an die Leute vom Btindnis 90, denen offenbar die Auftritte in der 
Volkskammer wesentlichster Lebensinhalt und Basisarbeit Nebensache geworden ist. 
Kein einziger von den Prominenten des Bündnisses war erschienen und eine 
Mobilisierung der AnhängerlInnen hat offenbar gar nicht stattgefunden. Bedrüickt hat 
uns, dass darliber hinaus kaum Leute aus der Berliner Bevölkerung erschienen waren. 
Offenbar ist die allgemeine Situation so traumatisch, dass kaum jemand mehr Mut und 
Lust findet, für allgemeine Belange einzutreten. 

Die Demonstration bestand also im Wesentlichen aus denen, die im Westen und 
mehr noch im Osten Opfer von Naziangriffen wurden, BewohnerInnen von besetzten 
Häusern, Leute, die wegen ihres ungewöhnlichen Aussehens zusammengeschlagen 

‚ aber auch normale StrassenpassantInnen, denen das gleiche aus irgendeinem 
Grund widerfuhr. Diese DemonstrationsteilnehmerInnen hatten zwei Erfahrungen: Sie 
kannten die hemmungslose Brutalität der Nazis und sie wussten, dass sich die Polizei 
bei überfällen auf besetzte Häuser, wenn überhaupt, nur zögermd und sparsam einstellt. 
Demgegenüber wurden die Nazihäuser in der Weitlingstrasse von 2.500 Polizisten vor 
den DemonstrantInnen geschützt. Entsprechend war die allgemeine Stimmung von 
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Empörung und Hass bestimmt. 

Wir waren nicht besonders begeistert, als wir sahen, dass ein Teil der 
Demonstranten seit Beginn mit Schlagstöcken aus Holz und Stahl und mit Gaspistolen 
ausgerüstet war. Wir haben angenommen, dass das sinnvoll sein könnte, falls die 
Polizei uns nicht vor einem Naziangriff schützen kann oder die Polizei ohne 
Begründung die Demonstration angreift (wie es letztens in Westberlin bei einer 
Behinderten-Demonstration geschah). 

Es geschah aber das völlige Gegenteil. Die Polizei hielt sich zurück, obwohl sie 
von schlagstockschwingenden Demonstrationsteilnehmern provoziert wurde. Als z.B. 
ein Polizist harte Drohungen mit einem Schimpfwort beantwortete, wurde das genutzt, 
um ihn tätlich anzugreifen. Pflastersteine wurden ohne Grund geworfen, aus 
Gaspistolen auf die Polizei geschossen. Die Eskalation endete dann in der bekannten 
Schlacht. 


Es ist zwar richtig, dass der Grossteil der DemonstrantInnen sich nicht an 
diesen Aktionen beteiligte. Wir haben aber auch nicht genug getan, um uns von dieser 
knüppelschwingenden "Leibgarde" zu befreien. Soweit allerdings Demonstrantinnen 
diese Aktivisten zurückzuhalten suchten, wurden sie ebenfalls mit dem Knüppel 
bedroht, geschlagen oder auch nur als Weichling oder Spitzel beschimpft. 

Wir glauben, dass diese Art von Militanz nichts mehr mit den Inhalten einer 
linken Bewegung zu tun hat. Die Veränderung einer Gesellschaft ist leider nicht ganz 
ohne Gewalt möglich. Es handelt sich dabei aber immer, wie in der DDR seit Oktober 
zu sehen war, um eine Verteidigung der Bevölkerung gegen die Herrschenden, um 
Notwehr. Gewalt und Unterdrückung bedingen sich in einer patriarchalischen 
Gesellschaft gegenseitig. Sie beginnen mit der Unterdrückung von Frauen und 
anderen Mitmenschen und enden bei der organisierten militärischen und politischen 
Unterdrückung der Bevölerung. N 

Wir wollen eine Gesellschaft, in der Gewalt und Unterdrückung beendet sind. 

Der Kampf um diese Gesellschaft kann nicht von einem militarisierten "bewusstesten 


Vortrupp" von "Berufsrevolutionären" geführt werden. Eine Bewegung, die eine 


“ solche-" Avantgarde” akzeptiert, wird zum Schluss von ihr vergewaltigt werden, wie 
das so oft in der Vergangenheit geschehen ist. Wir wollen nicht von bewaffneten 
Berufsrevolutionären geschützt werden. Wir schützen uns selbst, nicht mit 


militärischen Mitteln, sondern mit der oft verhöhnten Kraft der Schwachen, mit der 


wir schon einmal ein Regime besiegt haben. Wir denken mit dem Kopf und fühlen mit 
dem Bauch, nicht umgekehrt. 

Es geht uns nach wie vor um die Auflösung der NA-Zentrale in der 
Weitlingstrasse und das Verbot der NA. Das kann aber nur ein Anfang sein. Es geht 
nicht nur darum, dass sich die BürgerInnen endlich wieder auf der Strasse sicher 
fühlen können. Weit wichtiger ist ein systematisches Programm zur gesellschaftlichen 
“ Sozialisation von Zehntausenden dissozialisierter Jugendlicher, die im Moment nur 
von Nazis "betreut" werden. Diese unselbständigen und autoritätsgläubigen 
Jugendlichen sind das schwere Erbe, das uns. das Erziehungssystem des alten Regimes 
hinterlassen hat. Was in deren Köpfen an Unrat wuchs, kann nicht mit militärischer 
Gewalt beseitigt werden, sonder nur mit zäher, geduldiger Arbeit. Bin wesentliches 
und bisher völlig fehlendes Fundament der Arbeit der Antifa-Gruppen muss deshalb 
Informationsarbeit in Schulen, Jugend- und Trebegängerzentren und anderen Orten 
sein, an denen Jugendliche erreichbar sind, die Erstellung von Material für 
interessierte Lehrer und Sozialarbeiter, alle möglichen Formen von öffentlich- 
keitsarbeit. | 

Ein Diskussionsprozess über das Verhalten bei Demonstrationen muss dringend 
geführt werden. Dabei wird man/frau sich von Leuten trennen müssen, die 
gleichgültig im der Wahl ihrer Mittel sind. Der Zweck heiligt eben nicht die Mittel. Die 
angewandten Mittel müssen dem Ziel entsprechen. Umwelt-Bibliothek Berlin 
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Aufruf! 
Die letzte Antifa-Demo hat 092 t, dass es nicht ausreicht, nur mit Helm und 


Knüppel zur Demo zu ge 


n. Es ist Zeit, da sich Ostberliner Autonome 


Sanitäter zusammenfinden. 
Die Westsanis haben Hilfe zugesagt. Kontakt über: 
Marcel vom "Dritte-Welt"-Zentrum/DDR 
(Winsstr. 53, 1055 Berlin) 


Ausländerfeindlichkeit und Rassısmus 


ur nisse der letzten Tage hier in Hoyerswerda veranlassen mich, Ihnen 
zu n. 

Schon vor 2 Wochen musste ich im Omnibus von Spremberg nach 
Hoyerswerda Rassenhass erleben. Ein Mocambilaquaner wurde von einem 
deutschen jungen Mann, der sich neben Ihn setzte, diskriminiert und beleidigt. 
Als er sich das verbot, wurde der Deutsche Immer ausfälliger. Ich stellte ihn 
zur Rede, wie ein so junger Kerl ein Rassist sein könne. "Ich hasse keine 


Ausländer, doch Ich hasse Ausländer, einer hat einer schwangeren Frau den 


Bauch aufgeschlitzt”. Zum Glück stieg der Mann an der 1. Haltestelle aus. 

In Hoyerswerda Hef der Mocambiquaner einige Meter vor mir und bog 
dann in einen unbeleuchteten Weg ein. In den Moment blieben 3 junge 
Burschen, die auch In dem Bus waren, wie auf Kommando stehen und Ich 
hörte einen sagen: "Hast du ein Tuch?" Worauf einer sein Tuch vom Hals 
nahm und die drei den Mocambiquaner verfolgten. Ich konnte diesen durch 
Zuruf wamen, so dass er nicht von hinten überfallen werden konnte. Er stellte 
sich den Dreien, sie nahmen Abstand von einem Angriff. 

Am 1. Mal erlebte Ich mit, wie gegen 19.00-19.30 Uhr bis zum 
Dunkelwerden eine grosse Gruppe Jugend r das Wohnheim der Mocambi- 
quaner und Vietnamesen (grosses Wohnhochhaus mit ca. 8 Aufgängen - 1 
Aufgang Wohnunterkunft) angriffen ... Sie standen In breiter Front diesem 
gegenüber, getrennt durch eine breite Hauptverkehrsstrasse und warfen mit 
Steinen und nbrocken. Es wurden Fensterschelben eingeworfen. 
aan nase) uns. cher mann - diesen einen konnte Ich sehen, 
Hauses a en Ausländer nicht durch den Durchgang des 

.„,..n den beiden Vortagen waren schon ähnliche Unruhen zu ver- 
zeichnen. Wie ich hörte, wurden diese ausgelöst, als 2 Mocambiquaner auf 
Een Dun! ine! woliten. Sie wurden mit den Worten "der Ist nur für Deutsche" 
rn gehindert und geprügelt. Fünf ihrer Landsleute, sie wurden durch 
naoQ ne tatlicne Auanüheim Ieten, Informiert, kamen ihnen zu Hilfe. Es war 
50 27 ung zwischen 2 Mocambiquanern und ca. 
Es ist neorhhäntken m t Bd 

Onate her, dass auch oder besonders unsere 

Lugendichen eu r Strasse Reisefreiheit riefen. Wie denken die sich das? 

wollen nach Frankreich, Spanien, Griechenland, doch sicher später auch 
einmal nach Afrika reisen. Sie wollen die Gastlichkeit dieser Völker geniessen 


Und hier veranstalten sie un : 
Ausländerfeindlichkeit und ihres A würdige ainge als Auswirkung Ihrer 


Wie ich informiert wurde, gab es seitdem täglich Unruhen vor dem Wohnhelm. 
( aus: INKOTA-BRIEF 11/90) 
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Zur Situation von Flüchtlingen in der DDR 


Kaum dass unser kleines Land seine Grenzen nach aussen öffnet, werden 
bereits die ersten Massnahmen zur Abschottung für unerwünschte 
Zuwanderer, ärmere Nachbarn und andere Eindringlinge getroffen. Die 
Visumsfreiheit soll lediglich für Menschen aus Ungarn und der CSFR 
bestehen bleiben, eine Einladung vorweisen müssen Menschen aus 
Rumänien, Bulgarien, Polen, der Mongolei und Sowjetunion. Eine jahrzeh- 
ntelange Politik der halbgeschlossenen Grenzen für Osteuropäer findet damit 
ihre würdige Fortsetzung In der neuen, der Noch-DDR. Dass sich das in 
einem gemeinsamen Deutschland eher noch verschlechtern wird, darf nach 
allem, was sich bisher abgespielt hat, mit einiger Sicherheit angenommen 
werden. Zur Zeit wird allerdings nicht über die übernahme des 
BRD-Ausländergesetzes diskutiert, obwohl ein fast wortgleicher Entwurf am 
4.6. schon einmal auf dem Tisch lag. Es wird an einer übergangsregelung 
gearbeitet, In der die Reglerungsverträge für ausländische Arbeiterinnen 
berücksichtigt werden sollen | " 


en ; 

Zum Asyiverfahren: Erst am 18.6. begann das erste regelrechte Verfahren, 
obwohl nachweislich schon Wochen davor A nde vorwiegend auf dem 
Flughafen Schönefeld eintrafen (u.a. Tamilen, Somalis), und von dort in 
willkörlichen Entscheidungen der Grenzbeamten zum Teil nach Westberlin 
weitergeleitet oder aber ohne jegliche Bnung Ese Asylbegehrens 
abg oben wurden. Nach Informationen der Ausländerbeauftragten beim 
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Ministerrat war es schon zuvor Eulen, einen Asylantrag zu stellen 
(DDR-Verfassung von 1968), nach der Wende wurden diese änträ e, sofern 
sie entgegengenommen wurden, nach völlig unklaren Kriterien entschieden. 
Die Regierungskommission zur Erarbeitung des Asylverfahrensgesetzes 
(bestehend aus Mitarbeitern des Sekretarlats der Ausländerbeauftragter.), 
sucht, die Regelungen entsprechend der DDR-spezifischen Situation zu 
formulieren. Leider aber kann jeden Tag ein fertiger Entwurf aus Bonn auf 
dem Tisch liegen. 
Die meisten Einreisenden kommen nach wie vor aus Rumänien, ein Grossteil 
von ihnen sind Sinti und Roma. Dabei ist es zum Teil unklar, ob sie hier einen 
ständigen Wohnsitz begehren oder nur für begrenzte Zelt bleiben wollen. 
Allgemein hat sich die Situation der rumänischen Einreisenden etwas 
entspannt; im Zusammenhang mit den Unruhen In Bukarest und In anderen 
Städten war allerdings wieder ein leichter Anstieg zu verzeichnen. Die 
Welsung des Innenministerlums, nur noch Rumänilnnen, die eine Einladung 
vorweisen können, ins Land zu lassen, wird infolge der allgemeinen 
Rechtsunsicherheit bisher nicht restriktiv angewandt, bzw. kommen teilweise 
rumänische BürgerInnen der Aufforderung, den Zug zu verlassen ‚nicht nach. 
Etliche reisen auch über die grüne Grenze CSFR - DDR ein. Im Bereich 
Zittau leben hinter und auf der grünen Grenze mindestens eintausend 
Menschen, die auf eine Möglichkeit warten, nach Berlin weiterreisen zu 
können . Unter ihnen sind Menschen aus der Türkei und Kurdistan. Es ist also 
anzunehmen, dass es sich - wie auch bei den in Rumänien diskriminierten 
Sinti und Roma - nicht "nur“ um Armutsflüchtlinge handelt, sondern auch um 
olltisch Verfolgte. Und diese geniessen ja, wie es Im Artikel 16 des 
RD-Grundgesstzes heisst, Asyl. Ohne Gesetzesvorbehalt. 
Der Artikel geht auf einen Beschluss des Parlamentarischen Rates zurück, der 
1946 vor dem Hintergrund der Erfahrungen der Jahre 33-45 (in denen 
800.000 Deutsche in anderen Ländern Asyl fanden) dieses Grundrecht In der 
BRD für jedeN verfassungsrechtlich einklagbar machte - eine Einmaligkeit bis 
heute In Europa. Das restriktive Asylverfahren und erst recht das neue 
AusländerInnengesetz haben diese Motivation des Art.16 allerdings längst 
überholt: nur noch etwa 3 % der Asylsuchenden werden rechtlich anerkannt. 
Alle anderen werden mit Paragraphen , die Art. 16 GG faktisch in Einzelfällen 
mit einiger Raffinesse ausser Kraft setzen, zu de-facto-Flüchtlingen ohne 
jeglichen rechtlichen Schutz gemacht bzw. sofort abgeschoben. 
Und nichts anderes bedeutet der geplante Gesetzesvorbehalt In der 
Noch-DDR-Verfassung für Basssch Verfolgte. 
Eine andere Gruppe der E nrelsenden sind die bisher etwa 180 sowjetischen 
Juden, die vor zunehmender Pogromstimmung in ihrem Heimatland flüchteten 
. Sie sollen nach einem Beschluss der Regierung auf keinen Fall 
zurückgewiesen werden. Angesichts der deutschen Geschichte eine völlig 
selbstverständliche Entscheidung. 
Mit der Unterzeichnung des Schengener Zusatzabkommens am 19. Juni 90 
besteht auch kein Zweifel mehr daran, dass die Aussengrenze des 
"gemeinsamen Europa” u.a. an Oder und Neisse verläuft. Der Vertrag von 
Schengen sieht einen kleinen europälschen Binnenmarkt bereits ab 1991 
zwischen BRD, Frankreich und den Beneluxstaaten vor. Für die DDR wurde 
gleich mitunterzeichnet, obwohl nicht ein DDR-Politiker an den Verhandlungen 
beteiligt war. Die Schengen-Staaten planen die Einführung der Visumpflicht 
für 97 Staaten, über Asylsuchende soll ein intensiver Datenaustausch 
stattfinden. Ausserdem soll nur ein Land für jeweils einen Asylantrag 
zuständig sein (one-chance-only-princip), woraus sich zwangsweise eine Art 
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Wettbewerb nach dem restriktivsten Asyiverfahren ergeben wird. 

Düstere Aussichten für Flüchtlinge. Sie bleiben draussen vor der Tür - nicht 
nur in der Noch-DDR. Ein gemeinsames Europa wird als immer reicheres 
Machtmonopol den immer ärmeren 2/3 Welt-Staaten und Osteuropa 
gegenüberst , Westeuropa wird sich schon wie eine Festung verschanzen 
müssen, um davon nicht erschüttert zu werden. k.m. 


Gegen Antisemitismus und Minderheitenverfolgung 
| im "Europäischen Haus” 


"Pamjat" verbieten - 
"Vatra Romaneasca" auflösen! 


Die Revolutionen in Osteuropa haben die Diktaturen gestürzt. Die Völker 
Osteuropas üben sich In Demokratie. Tschechen und Siowaken begründen 
eine echte Förderation. Slowenen und Kroaten, Litauer und Esten fordern 
Selbstbestimmung. Die Bow un at und Jugoslawien zeigen 
Auflösungstendenzen. Doch neben Befreiung tritt neue Unterdrückung. Bisher 
tabuisierte Fremdenfeindlichkeit und Rassismus treten offen zutage: In 
Kosovo werden Albaner blutig unterdrückt. In Serbien werden unter dem 
Vorwand von Selbstbestimmung klassisch faschistische Strukturen aufgebaut, 
anscheinend unter dem Jubel der Mehrheit. Bulgariens Muslime erwarten 
weitere Pogrome. In der Slowakel werden Zwangssterilisationen von 
Roma-Frauen noch immer nicht eingestellt. Oberschlesier und Ukrainer haben 
in Polen grosse Mühe, Natlonalltätenrechte gegen den dominierenden 
Chauvinismus durchzusetzen. Die Sorben der Lausitz klagen über 
Unverständnis und Feind-seligkeit vieler deutscher Nachbarn. Die 
sowjetischen Armenier befürchten nach den Massakern in Sumgait eine 
Wiederholung des historischen Völkermordes durch Türken und 
Aserbaldschaner. Selbst russische Minderheiten in Zentralasien und an der 
bangen um Ihre Zukunft. | 

Unfassbar nach dem Holocaust zeigt sich überall das hässliche Gesicht 
des primitivsten Antisemitismus; während in Polen, der DDR und Ungarn 
antisemitische Schmierereien die Öffentlichkeit alarmieren, wurden in 
Rumänien und der Sowjetunion mit "Vatra Romaneasca” und "Pamjat“ 
antisemitische Bewegungen mit Millionen Anhängern ins Leben gerufen, die 
offen zu Rassenhass und Judenverfolgung aufrufen. 


"Pamjat” - eine nationalsozialistische Ideologie 


Anfanc der 70er Jahre, während der Verfolgung jüdischer Dissidenten in der 
Breschnew-ära, bildeten sich in der UdSSR von der obersten Führung 
geduldete antisemitische Gruppen. Erst mit dem Beginn der Porestroika trat 
deren Nachfolgeorganisation "Pamjat” Anfang 1987 offen an die sowjetische 
Sffentlichkeit. Während sie vor einigen Jahren noch mit Ökologischen 
Forderungen - wie mit dem Kampf gegen Flussumleltungen im Norden der 
Sowjetunion - Millionen Anhänger mobilisieren konnte, vertritt sie heute 
offener denn je eine dem deutschen Nationalsozlalismus ähnliche Ideologle. 
Eine "weltweite jüdisch-freimaurerische Verschwörung” hätte das Ziel, "die 
. Menschheit Zion zu unterwerfen”. Dieser "Kosmopolitismus” bedrohe die 
Nationalstaaten und insbesondere die russische Kultur. Selbst die 1905 vom 
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zaristischen Geheimdienst gefälschten "Protokolle der Weisen Zions", wo die 
angebliche jüdische Weltverschwörung beschrieben ist, hat "Pamjat” wieder 
ausgegraben. Für alles, für die stalinistischen Verbrechen wie für die 
gegenwärtige Krise, sollen die zweieinhalb Millionen sowjetischen Juden als 


Sündenbock dienen. 


Allein in Moskau hat Pamjat nach eigenen Angaben 20.000 Mitglieder, 
zehntausende weitere sind über die ganze Sowjetunion verstreut. Pamjat wird 
von zahlreichen Organisationen mit ähnlicher Ausrichtung und von 
verschiedenen offiziellen Medien unterstützt. Zu Ihnen gehört die Zeitung 
"Nasch sowremennik", die in den letzten drei Jahren ihre Auflage auf fast eine 
Million verdoppeln konnte. In allen gesellschaftlichen Schichten bis hinein in 
die Organe von Partei und städtischer Verwaltung findet Pamjat 
Unterstützung, lässt sich zum Teil ausgeprägter Antisemitismus nachweisen. 
Selbst Gorbatschow nahm aus taktischen Gründen zwei 
Pamjat-Sympathisanten in den Präsidlalrat auf, den Schriftsteller Valentin 
Rasputin und den Gründer der fashistisch orientierten "Vereinigten 


_ Arbeiterfront”, Venjamin Jarin. 


Schon ist es zu einer Massenauswanderung sowjetischer Juden 
gekommen. Von 2,5 Millionen sowjetischen Juden wollen eine Million das 
Land verlassen... Seit Jahresbeginn machen in Moskau und anderen Städten 
der Sowjetunion regelmässig Gerüchte die Runde, dass eine "Nacht der 
langen Messer" bevorstehe. Unter anderem für den 5. Mai 1990 wurden 
Pogrome gegen Juden angekündigt. Schwarze Listen werden geführt, in 
Treppenhäusern werden russische ietparteien durch Aushänge aufgefordert, 


Pamjat paramilitärische Einheiten unterhält; überfälle auf Datschas jüdischer 
Intellektueller sind an der Tagesordnung. Pamjatvertreter demonstrieren in 
schwarzer Uniform mit Plakaten: "Juden raus aus Russland. Heute kommen 
wir mit Plakaten, morgen mit Gewehren.” 


"Vatra Romaneasca" schürt Rassen- und Völkerhass 


"Es ist der Augenblick gekommen, die Probleme der Minderheiten auf welche 
Weise auch immer, endgültig, unumkehrbar und sicher zu lösen. Leider wird 
der heilige rumänische Boden noch immer von den aslatischen Füssen der 
Hunnen, Zigeuner und anderen Lumpen besudelt. Vereinigt Euch, dass wir sie 
aus dem Lande jagen." - "Hinaus mit den Hunnen, hinaus mit den Zigeunern, 
die die Schande unserer Heimat sind! Wir möchten ein reines und grosses 
Rumänien. Habt keine Angst, schmutziges Blut zu vorgiessen. Die Deutschen 
haben wir zum Teil bereits weggejagt ... Tut alles, damit wir sie loswerden.” 

So heisst es in dem Memorandum der neuen rechtsradikalen Organi- 
sation "Vatra Romansasca” vom 20. Februar 1990, die bereits mit mehreren 
Millionen Anhängern einen grossen Widerhall in Rumänien gefunden hat. 
Während die verbliebenen 200.000 Sachsen und Schwaben Jetzt panikartig 
das Land verlassen, beklagt die nur noch 20.000 Seelen zählende jüdische 
Gemeinde, die bis 1945 Opfer des Holocausts durch deutsche und 
rumänische Faschisten war, schon Angriffe auf Synagogen. Während sich die 
jewells zweieinhalb Millionen Angehörige zählenden Volk ruppen der Roma 
und der Ungarn ("Hunnen") in Parteien organisiert haben, haben auch 
Tausende von ihnen schon als Flüchtlinge das Land verlassen. Beobachter 
befürchten, dass die neue rumänische Regierung die rechtsradikale 
Organisation benutzt, um der Gewährung von Minderheitenrechten 
auszuweichen. Besorgniserregend sind die personellen Verflechtungen 
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Flüchlinge aus Rumänien auf dem Ostberliner Bahnhof Lichtenberg 


zwischen der "Vatra” und der Regierung durch Ministerpräsident Petre 
Roman, dessen Staatssekretär Adrian Motiu und dem persönlichen Berater 
Illoscus, Eugen Magursanu. Zu den Führern der "Vatra” zählt unter anderen 
auch der rumänische orthodoxe Bischof von Klausenburg Justinian 
Maramuresanul. 


Nationalitätenkonflikte konstruktiv lösen 


Natlonalsozlallsmus und Stallnismus fanden In den 30er.Jahren viele willige 
Helfer bei ihrem Werk der Zerstörung Osteuropas. Denn in fast allen 
osteuropälschen Staaten wurden Natlonalitäten unterdrückt, bekämpften 
chauvinistische Bewegungen die nationalen Minderheiten. Es wäre absurd, 
würde sich am Ende unseres Jahrhunderts das Gegeneinander der 
Zwischenkriegsjahre wiederholen, würde die Chance des Umbruchs durch 
blinden Nationalismus verspielt. Es gilt, die Vielfalt der Nationalitäten und 
Völker Osteur konstruktiv in ein Europäisches Haus einzubringen. 

Auch In Westeuropa bleibt manches Minderheitenproblem unbewältigt, 
kommt es zu rassistischen und antisemitischen Ausschreitungen. Doch in 
Katalonien und In Südtirol, In Nord- und Südschleswig, in Wales oder auf den 
Aland-Inseln wurden beispielhafte Lösungen für Sprachminderheiten und 
Nationalitäten geschaffen. Hier gilt es anzuknüpfen. 

Die Gesellschaft für bedrohte Völker wird gemeinsam mit dem European 
Office for Lesser Used Languages bel der Europälschen Gemeinschaft und 
der Föderativen Union Europäischer en Amar (FUEV) eine Kampagne 
beginnen. (aus: Vierte Welt Aktuell Nr. 90) 
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Cuba libre 


Vertreter der kubanischen Botschaft in dor DDR machten sich im Mai auf den 
Weg, um ihren Studentinnen zu erklären, dass der Aufenthalt in der DDR aus 
finanziellen Gründen nicht mehr möglich ist. Reisekosten und 
Stipendienzuschläge könnten nicht in Devisen aufgebracht werden. Das klingt 
im ersten Moment gar nicht unverständlich. Keiner der ehemaligen 
Ostblockstaaten hat wie die DDR die Möglichkeit, sich durch einen raschen 
Währungsumtausch zumindest scheinbar des Devisenproblems zu entledigen. 
Wenn man allerdings weiss, dass zur gleichen Zelt die kubanischen 
Studentinnen aus der SU zurückgeholt werden, sind wohl eher politische 
Gründe zu vermuten. 

Wer sich dafür entscheidet, in der DDR zu bleiben, hat zwei 
Mögziehnehen. Entweder eine Aufenthaltsgenehmigung bei den 
DDR-Behörden beantragen, was den sofortigen Verlust der kubanischen 
Staatsbürgerschaft nach sich ziehen würde, oder einen Antrag bei der 
kubanischen Botschaft stellen. Bestenfalls wird dann ein "Emigranten-Pass" 
ausgestellt. Die Angst vor einer endgültigen Ausweisung aus Kuba sowie 
Repressalien gegenüber Fam | bleibt. So entschieden sich die 
meisten doch für eine sofortige Rückkehr in ihr Heimatland. Verständlich, da 
auch die Situation für alle Ausländer in der DDR noch vollkommen offen ist. 
Verbale ungsz von Hochschulen und Polizei haben nicht viel 
zu sagen. Wohnraum und Jobs können die auch nicht stellen. Ausserdem 
droht die Übernahme 


Veerneg Are are 
Verhandiungen zwischen den ö en Kubas und der DDR stehen 
noch aus. Bei den mit Mocambig Halber anti und Angola geführten konnte 
zumindest sichergestellt werden, dass die abgeschlossenen Verträge nicht 


Klar scheint auch zu sein, dass Menschen aus arabischen Ländern 
keine Aufenthaltsgenehmigung mehr ertellt wird. Grund - unklar. Sollte hier 
eiaeio mk.am dringend notwendigen neuen Feindbid gebastelt werden? une) 
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Die Häuser gehören denen, die darin wohnen! 
Eigenbericht der Besetzerinnen: "Die Grenze verläuft nicht zwischen 
den Völkern, sondem zwischen der Genossenschaft und uns!" | 


Seit demn 5. Mai 1990 ist die Linienstrasse 208 In Ostberlin besetzt. Von 
Besetzungen hört mensch viel In letzter Zeit. Hier olbt es aber das Problem, 
dass es zwei Interessengruppen sind, die sich unabhä voneinander um 
die Linienstrasse 206 bemühen. Da Ist einmal die Genossenschaft 
"Speckstein”, die aus der BI Spandauer Vorstadt entstanden ist, da sind zum 
anderen die Besetzerinnen. Wir sind 23 Menschen, die wohnungslos sind 
oder aber in beengten und Wohnungen mit überhöhten Mieten leben. Wir 
haben bewusst zusammengefunden, um einen geeigneten Wohnraum zu 
finden, in dem wir unsere Vorstellungen von Zusammenleben und Wohnen 
probieren können. Daneben wollen wir billigen Wohnraum bewahren, weil In 
ger! nächsten Zeit auch die Mieten den westlichen Richtlinien angepasst 
werden. 


Wir haben uns für die Linie 206 entschieden, weil dieses Haus in einem 
28 


tand Ist. Es kann sanlert werden und gleichzeitig bewohnt 
bleiben" Die Türen anden offen und nach Informationen der Nachbarn ist 
‘das Haus mindestens ein halbes Jahr unbewohnt. Daraufhin haben wir das 
Ag In den laten Tagen unserer Besetzung kam ein Mensch vorbei, der 
vorgab eine Wohnung zu suchen. Da wir von Anfang an nach aussen keine 
eschlossene Gruppe waren, redeten wir mit Ihm über die Bürgerinitiative, von 
der wir gehört hatten, dass sie sich um dieses Haus bemüht. Am’ selben 
Abend kam er wieder mit einem von der Genossenschaft und stellte sich 
selbst als Mitglied vor. Die Genossenschaft erzählte uns, dass sie sich schon 
seit Monaten um die Linie 206 bemühten. Das helsst, sie haben Kontakte zur 
KWV und westlichen Sanierungsträgern aufgenommen, um zu verhandeln. 
Auch behaupteten sie, dieses Haus winterfest gemacht zu haben. Daher 
hätten wir kein Anrecht, dieses Haus zu besetzen. Dass wir wohl auch 
Wohnraum brauchen war für sie kein Argument. Auf unsere Frage hin, warum 
sie dieses Haus nicht selbst besetzen, argumentierten sie, 88 wäre unmöglich, 
hier mit Kindern zu wohnen. ' 
Einige Tage darauf zeigte uns die Genossenschaft kurz einen 
Zuwelsungsantrag, der auf das ganze Hause ausgestellt war. Sie 
argumentierten mit "älteren Rechten” und Familien mit Kindern. Wir beugten 
uns dem moralischen Druck und zelgten uns bereit, ein neues Haus zu 
suchen. Wir machten uns auch wirklich auf die Suche,- bis wir erfuhren, dass 
dieser Zuwelsungsv falsch ausgestellt war. Die Winterfestmachung war 
von der BI und von Ex-Besetzern aus Berlin Kreuzberg in einer 
A ee finanziert vom "Stern", gemacht worden. 


Genossenschaft bot uns übrigens auch an, bei ihnen einzutreten, ' 


unter der Voraussetzung die Linie 206 zu verlassen. Wir wissen, dass es In 
der Bürgerinitiative schon jetzt mehr Mitglieder als Wohnraum gibt und wir als 
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Letzte drankämen. Die Genossenschaft besteht unseres Wissens zur Zelt 
aus 36 Mitgliedern, die vertretenen Berufe reichen vom Diplomingenieur über 
Bauleiter, Professoren, bis hin zu Architekten. Wir haben ein 
Genossenschaftsmitglied kennengelernt und bekamen so Einblick in seine 
"miese" Wohnungssituation: er verfügt nur über drei Wohnungen. Logisch, 
dass diese Leute kein Haus besetzen, aber nicht wegen Ihrer Familie, bzw. - 
kleinen Kindern, sondern, weil sie es aufgrund ihrer Wohnungs- und 
finanziellen Situation gar nicht nötig haben, aktive Selbsthilfe zu leisten. 

Die Genossenschaft beansprucht neben der Linienstrasse 206 noch 
weitere Häuser: Alte Schönhauser 13-15, Mulackstr. 37, Steinstr. 20-21. Dabel 
hat die Linie 206 einen besonderen Status, da von hier aus die Organisation 
sämtlicher Rekonstruktionsarbeiten geleitet werden soll. Zuerst soll Im 
Paterre, ein Zuweisungsvertrag liegt vermutlich vor, ein Büro der joll dafür 
gegründeten Sanierungsfirma "Demos", kürzlich umbenannt in "Bauart”, 
eingerichtet werden. Leiter der Firma ist J. Baudik, der eine Art 
Managerfunktion In der Genossenschaft ausübt. i 

Mit der Finanzierung ist die Genossenschaft auch in jenes unsäg 
"25 Millionen-Geschenk" des Westberliner Bausenators Nagel eingestiegen. 
Dieses 25-Millionen-Programm trägt im Fall von besetzten Häusern zur 
Spaltung der HausbesetzerInnen-Bewegung bei. In diesem Zusammenhang 
verweisen wir auf die Verträge hin, die die Kastanienallee 86 und die 
Schönhauser Allee 20 übereilt unterschrieben haben. 

Im Interesse des Westberliner Senats tauchte Anfang Juni ein Herr 
Diese auf. Seine Aufgabe Ist es, bei Problemen zwischen Hausbesetzerinnen 
ung enoeren Interessengruppen, in unserem Fall die Genossenschaft, zu 
Sc en. 

So kam es zu zwei Schlichtertreffen, an denen neben Diese Vertreter 
der Genossenschaft, der KWV, der BI "Spandauer Vorstadt”, von "IBES" und 
uns’aus der Linienstrasse 206. Dabel zogen fast alle an einem Strang: die 
Genossenschaft habe die älteren Rechte und wir sollten freiwillig aus dem 
Haus rausgehen. Der Rat der Stadt sollte ein Ausweichprojekt für uns finden 

Da wir in den zwei Monaten schon erhebliche finanzielle Mittel, ganz zu 
schweigen von der erbrachten Arbeitsleistung, in das Haus gesteckt haben, 
lehnten wir ein Austauschprojekt ab. Daraufhin wurde uns vorgeworfen, 
egolstisch und unkooperativ zu sein. Herr Diese hielt nun vier Varianten für 
möglich, entweder wir verzichten oder die Genossenschaft verzichtet, es wird 
bis zum Herbst ein Ausweichobjekt gesucht oder es erfolgt die Räumung 
durch die Polizei. Da sich die Genossenschaft uneinsichtig zeigt, deutet alles 
auf den Versuch einer polizeilichen Räumung. In diesem Fall bitten wir um die 
praktische Solidarität aller Hausbesetzerinnen und links denkenden Menschen 
KEINE RAUMUNG VON DEmER. 

VON BESET IWOHNRAUM IST 
MENSCHENRECHT! EEE SL SUSERD 
GEGEN SPEKULANTEN IN OST UND WESTI 
Besetzerinnen der Linienstrasse 206 
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Strassenmusikfest Leipzig 


Spielleute sind in der Stadt. Bürger ziehen Gesichter. Ist die Strasse wieder 
tot? Der Montag in Sparkassennähe beweist das Gegenteil? Zwar Ist die 
berechtigte Angst vor staatlicher Schläger- und Festnahmekommandos weg, 
die Musse aber auch. Es Ist so gleich anders beim 2. Leipziger 
Strassenmusikfest. Im Vorjahr wurden beim gleichen Anlass ca. 100 
Menschen für 24 Stunden im Stasiknast Internlert. Diesmal waren erst gar 
nicht so viele gekommen. Schlechte public relation? Nein, die Plakate in 
Leipzig überdauerten zumeist nicht mal einen Tag oder wurden mit 
Hakenkreuzen beschmiert. Und die Behörden drohten mit 
Entschädigungsgeldern, falls die eifrigen Händler gestört würden. Gelang 88 
im Vorjahr, das sta(si)atliche Machtsystem blosszustellen, wurde diesmal 
etwas vielleicht tieferllegendes sichtbar gemacht: die deutsche Bomierthelft. 
So wurde es ein sehr intimes Fest - nicht ohne Reiz. 

Der Einladung gefolgt waren fast ausnahmslos ausländische Akteure. 
Einzig die Bluesbands (Dresdner, Magdeburger, Senftenberger), die im 
Vorjahr ergreifenderweise noch im Knast aufspielten, war, ohne von dem 
geplanten Fest zu wissen, eigenständig aus Traditionsbewusstsein 


en. 

Wolf Znieder, Liedermacher aus München, beklagt anfangs den 
geringen Organisationsgrad, ist dann jedoch ganz überrascht von seiner 
Selbsterfahrung, völlig ohne Soundtechnik dankbare Zuhörer zu haben. 

Francois Villon Ist ein Spanier aus Mosbach. Corelli und Mozart sind 
auch dabei. Bob Dylan singt auf deutsch von der Desolation Road, die liegt in 
Frankfurt/M., und den besetzten Häusern dort. Telefonlerende Polizisten 
fahren langsam vorbei. Ansonsten übertönen nur unkooperative 
evangelisierende Landeskirchenchristen mit ihrer Lautsprecheranlage einige 

i Strassenmusiker. Wenigstens regnet es (deshalb?) nicht. 

Elkim Mimo aus Kolumbien pantomimt "Tanz im brennenden Staat”. 
Nachts Tanz in der brennenden NÄTO (ausgesprochene "Nationale Front”). 
Da gibt es die Verbrüderung der "Jumping Jooginos (Giessen -das war also 
die magische Anziehungskraft dieser Stadt) mit dem "Syndikat" aus 
Rüsselsheim. Natürliche Erotik und Extase aus Jazz & Soul, multikultureller 
Musik aller Kontinente, Tanz und Jongleursnummern. Die brachten zuvor 
schon den Marktplatz zum Kochen. 

Mit Jochen Lässig back to the roots: Mercedes Sosa, Victor Jara, 
Kunert/Pannach. Im Vorjahr wurde er, wie auch die zwel anderen 
Festorganisatoren Katrin Hattenhauer und Uwe Schwabe, mit über 1000,-M. 
Ordnungsstrafe belegt ("Teilnahme an einer nicht genehmigten Veranstaltung, 
die das sozialistische Zusammenleben stört" hiess das damals auf 
stalindeutsch). Inzwischen wurde er zum Stadtrat gewählt. 

The End: P.A.L.ast - "Sie verlassen hier den deutschen Sektor” -mitten 
in der Nürnberger Strasse. 

I nn. das nächste Strassenmusikfest findet wieder am 2. Juniwochenende 
9.N. 


28 


8 


0 
. d-. 
"- ’ 
Jg 


Verabschiedung eines gefallenen Kameraden 
Abschiedsgoitesdienst für den ehemaligen Kriegsdienstgegner und 
Pfarrer und Jetzigen Kriegsminister Eppelmann ° 


Jeder Leser eines berüchtigten Hamburger Nachrichtenmagazins wusste es: 
Die Samaritergemeinde verabschiedet ihren einstigen, seit Monaten 
beurlaubten Pfarrer Rainer Eppeimann. Zugleich wurde auch der 
Lorenz Postier verabschiedet, jetzt Stadibezirksrat für Jugend und Sport. Die 
Gemeinde wollte dies auf übliche, unspektakuläre Art während des 
Sonntagsgottesdienstes Im Gemeindesaal am 17. Juni tun, Eppelmann sollte 
nur die Lesung aus dem Evangelium (das Gleichnis vom armen Lazarus) 
halten. Medien wurden laut GKR-Beschluss zum Gottesdienst nicht 
zug : | 

Eine snansgruppe von Totalverweigerern aus 5 Städten, die am 
Wochenende ein gewaltfreies Training in der Gemeinde absolvierte, lud den 
jetzigen Minister für Abrüstung und Verteidigung bei seiner Ankunft zu einer 
antimilitaristischen Willensbekundung ein. Auf seinem Scheideweg am 
Eingang zu den Gemeinderäumen wurde er mit einer Kette aus 90 
NVA-Erkennungsmarken konfrontiert, die beim Volksfest zur der 
Wehrpflicht Ende Februar von sich selbst aus der Wehrpflicht Entlassenden 
samt Wehrpass abgegeben worden waren. Dies Symbol des Militarismus 
sollte er zerschneiden. Vom Tonband lief das Biermann-Lied "Soldat, Soldat” 
und Transparente forderten "Keine Kriminallsierung von Totalverwelgerern”, 
"Abschaffung von Wehrpflicht, Armee und Zwangsdiensten”, "Kein neues 
Dienstpflichtgesetz” und "Verweigerung aller sdienste”. Aber Eppelmann 
schlüpfte unter der Kette durch - er habe das Ansinnen nicht verstanden, - 
Ausserte er hernach.Eine Gruppe Autonomer war ebenfalls erschienen. 
Während des Gottesdienstes versuchten sie ein Transparent "Kein Mann, 
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keine Frau. kein Geld fürs Militär” zu entrollen, wurden dabel aber von 
Gemeindem el ehindert und protestierend aus dem Saal gedrängt. Ein 
Samariterkirche früher Immer ähnliche hingen und er nicht verstehe, 
wieso dies jetzt nicht mehr möglich sein solle. Auch sei Ihm unverständlich, 
wieso der ehemalige Pazifist Eppelmann nicht für das Zeichen des 
Transparentes eintrete. Der aber blieb stumm, In ähnlicher Welse, als Vera 
Wollenberger ihn in der Volkskammer fragte ob er nicht der Pfarrer der 
Gemeinde sel, vör deren Kirche das Denkmal für den "Unbekannten 
Deserteur” stehe. Superintendentin Laudien versuchte den Hinauswurf der 
Protestierenden vor Ihrer Predigt damit zu erklären, dass die Aktion ohne 
Kenntnis der Gemeinde erfolgt sei und sie diese deshalb nicht verantwortan 


Ein Bejubelungsgottesdienst für Eppelmann wäre es allerdings auch 
sonst nicht geworden. Deutlich spürbar war die Distanz seiner Gemeinde. 
Wenige nur waren erschienen. Der Samariter-Friedenskreis glänzte durch 
Abwesenheit. Selbst Partel-Freunde schien es kaum zu geben. 

Dafür solite ihn vielleicht einiges zum Nachdenken bewegen: 

Brechts "Lösung" wurde zitiert und die Predigt meditierte über das 
Verhängnisvolle von Befehlssystemen am Beispiel der Judenverfolgung zur 
Zelt der Naziherrschaft. 

Eppeimann selbst wirkte sichtlich angeschlagen und trat ohne die von ihm 

nte Forschheit auf. Als er eine Geschichte seines Sr ee 

ark Rasumny verlas - wohl als Reminiszenz an vergangene eiten gedacht, 

dröhnten laut vom Balkon eines Hausbewohners Ton-Steine-Scherben 
"KEINE MACHT-FOR NIEMAND". 

Eppelmann war zu Tränen gerührt, was aber eher einen peinlichen 
Eindruck hinterliess. Zum in dieser Gemeinde üblichen Kaffeetrinken nach 
dem Gottesdienst blieb er noch. Pfarrer Schnelder überbrachte die Grüsse 
des Kirchenkreises und mahnte an, die Basis nicht zu vergessen. Und 
wünschte Ihm persönlich Freunde,- Macht macht einsam. Superintendentin 
Laudien betonte die Notwendigkeit, dass sich Politiker hinterfragen lassen. 

Hier brachte sich der Totalverweigerer Michael Mai ins Gespräch. Er 
stellte die Situation, Befürchtungen und Forderungen von Totalverweigerern 
exemplarisch an seinem Fall dar.Ende Mal hatte er In einem persönlich an 
EPben N gerichteten Schreiben gegen eine Vorladung zum 

ehrkreiskommando protestiert. M.M. hatte am 1. Dezember 89 öffentlich 
seine Totalverweigerung erklärt - die Verweigerung aller militärischen Dienste 
und eines möglicherweise zukünftig eingeführten "zivilen" 
Wehrersatzdienstes, sowie die Verweigerung der Zusammenarbeit mit allen 
Behörden, die für Erfassung, Musterung etc. re N Ba 

«Mit Verwunderung musste ich in den letzten Wochen feststellen, dass 
das Wehrkreiskommando Potsdam offensichtlich Inhalt und Aussage meiner 
öffentlichen Erklärung zur Totalverweigerung nicht verstanden hat. So 
erreichten mich 2 Schreiben (datiert vom 18. 4. und 8. 5. 90), in welchen ich 
"zur Klärung” meiner angeblichen "Antragstellung auf Ableistung des 
Zivildienstes” zur "Vorsprache" geladen wurde. Was soll Ich davon nun 
halten? Soll ich es tatsächlich als Missverständnis deuten - oder als 

ne Daher die Bitte, mich fortan weder von der NVA noch vom (für 
ivildienstwillige zuständigen) Amt für Arbeit mit Post oder anderweitigen 
Dingen, wie Einberufungsbefehl, Dienstbescheld usw. zu belasten.” | 
Desweiteren hatte Michael geschrieben: 
ich möchte Sie, Herr Eppelimann, fragen, wie Sie als (ehemaliger?) 
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nsbewegung wies dabei darauf hin, dass in der 
Plakate 


Pazifist und Pfarrer zum Oberbefehlshaber der NVA werden konnten. 
Verständnis hätte ich dafür aufbringen können, wenn Sie "aus 
} n Gründen” das Amt des Verteidigungsministers übernommen hätten, 
um in einem ersten und letzten Befehl folgenden oder ähnlich lautenden Satz 
an die ge ainien Soldaten und Militärs der NVA zu richten:"Entschuldigen Sie, 
dass Ihnen befehle - aber: Ziehen Sie Ihre Uniformen aus, verschliessen 
sie die Waffenkammern und gehen Sie nach Hause, zu Ihren Familien und 
Freunden; nehmen Sie eine sinnvolle, nützliche und friedliche Arbeit auf!”. 
Eppelmann meinte dazu nur, dass er den Brief nie erhalten habe, wie 
auchdas Schreiben des Freundeskreises Wehrdiensttotalverweigerer, in 
welchem dieser um einen Gesprächstermin ersucht. Täglich erhalte er über 
100 Briefe, von denen ihm nur eine Auswahl mit farblic gekennzeichneten 
Fer u oeren werde. Zumindest stellte er einen Gesprächstermin in 
ussicht. 


Die Kette mit den Rekrutenblechmarken wurde Ihm nun doch noch 
überreicht - er solle sie gut sichtbar aufhängen. E. meinte aber, dass er sie 
dann lieber in seine neue Wohnung hängen würde (nur, In welches der 9 
Zimmer, vergassen wir zu fragen). 

Als Belgabe wurde Ihm noch die Friedenserklärung des 
Freundeskreises Wehrdiensttotalverweigerer zum 1. September 1990 


übergeben, mit der Aufforderung, damit in seinem Ministerium Unterschriften 
zu sammeln. g.h. 


Friedenserklärung zum 1. September 1990 
an die Regierungen der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Bundesrepublik Deutschland | 


Tiefgreifende Veränderungen In der DDR und ganz Osteuropa haben die 
‚Chance der vollständigen Abrüstung und Entmilitarisierung beider deutscher 
Staaten In greibare N erückt. 


Mit Empörung und Bostürzu sehen wir, wie die Militärs und Politiker 
nach neuen "Wehrmotivationen" suchen 

Wir werden nicht schweigend zusehen. Wir besinnen uns zum 
es nciten Mal auf die Kraft "von unten” und erklären öffentlich und - 


WIR, FRAUEN UND MäNNER, WERDEN KEINEN 
EINBERUFUNGSBEFEHLEN, DIENSTBESCHEIDEN ODER ANDEREN 
FORDERUNGEN NACHKOMMEN, DIE DAZU DIENEN, KONFLIKTE MIT 
MILITARISCHEN MITTELN LöSEN ZU WOLLENI 

WIR VERWEIGERN DEN MILITARDIENST UND ALLE 
BESTEHENDEN FORMEN DES ERSATZDIENSTES G B. Zivildienst), 
SOWIE ALLE KRIEGSVORBEREITENDEN MASSNAHMEN. 
Wir wissen um die rechtlichen Konsequenzen und protestieren dagegen. Noch 
Immer werden Totalverweigerer mit Ge nis bedroht. In der Bundesrepublik 
sind Gefängnisstrafen üblich, auch meh ach, in der DDR sind sie trotz der 
guten Tradition Jederzeit wieder lich. 

KEINE KRIMINALISIERUNG VON TOTALVERWEIGERERN! 

WEG MIT DER WEHRPFLICHT, NVA UND BUNDESWEHR! 

KEINE STAATLICHEN ZWANGSDIENSTEI 

ENTMILITARISIERUNG - JETZT! 


| 


GELD KANN MAN NICHT ESSEN 


Nur ein toter Hirsch ist ein wertvoller Hirsch, nur eine zersägte Tanne eine 

wertvolle Tanne, nur umgemähtes Gras wertvolles Gras. So lautet, polntiert 

formuliert, die makabre Logik, welche der Marktwirtschaft - und etwas weniger 
auch der Planwirtschaft - systemimmanent Ist. 

Mit anderen Worten, ein Hirsch, der bloss sein ganzes Leben im Wald 
herumzieht und dort Irgendwann einmal verendet, ist für die moderne 
Wirtschaftsgesellschaft wertlos. Obwohl ihm eigentlich ein Elgenwert zukommt 
und obwohl er wichtiger Tell des ökologischen Gesamtgefüges Ist, wird er 
letztlich erst dann wertvoll, wenn ich ihn töte und sein Fleisch oder sein Fefl 


e. 

Und auch eine Blumenwiese erweist sich mehr und mehr als Luxus, 
denn wichtig ist, dass die Wiese gedüngt wird, um den Ertrag an abgemähtem 
Gras zu steigern, und da ist es dann eben um die farbigen Blumen bald 
einmal geschehen. Die gibt es jetzt ja schliesslich, mit reichlich Chemie auf 
Makellosigkeit getrimmt, das ganze Jahr über im Supermarkt zu kaufen. 

Der Name verrät es bereits, in der Marktwirtschaft zählt bei Lichte 
besehen allein der Markt. Angebot und Nachfrage bestimmen darüber, was 
wertvoll ist und was nicht, und bei den Werten, die sich daraus ergeben, 
handelt es sich zwangsläufig um blosse Geldwerte. Für die Natur jed - und 
auf längere Sicht auch für uns selbst - Ist dieser Reduktionismus Im wahrsten 
Sinne tödlich. 

Die noch einigermassen Intakte Schöpfung Ist nämlich In einer von 
abstrakten Tauschwerten bestimmten und gelenkten Welt wertlos. Wertvoll 
wird sie erst und um so mehr, Je welter wir sle In Ihre Bestandteile zerlegen 
und aus dem natürlichen Zustand entfernen. Denn jetzt wird sie handelbar, 
jetzt können mit Rohstoffen, mit Halbfabrikaten und Fertigprodukten lukrative 
Geschäfte gemacht werden. 

Was wunder, dass der Boden allenthalben parzelliert und überbaut wird, 
dass in der Landwirtschaft die Erträge bedenkenkos gesteigert werden, dass 
die Natur stets perfekter nach ihren Schätzen durchwühlt und gezwungen 
wird, selber ihre eigene Zerstörung zu beschleunigen: Kies wird zu Beton 
vermahlen, Eisenerz in Maschinen gegossen, öl und Kohle, Flüsse und Bäche 
werden in Energie verwandelt, und zusammen worden die dermassen 
veredelten Naturbestandtelle Im Namen des technischen Fortschritts auf die 
noch verbliebene Restnatur losgelassen.Und selbst wenn unsere Mitwelt ob 
der fast bedingungslosen Umweg in Geld und Geldwerte allmählich 
zugrundegeht, so lässt sich auch aus Ihrer Zerstörung noch ein Geschäft 
machen. Zum einen wird sie nämlich Jetzt KuSE| ‚ was die 
Verdienstmöglichkeiten, z. B. auf dem Bodenmarkt, beträchtlich verbessert; 
und zum anderen kann auch mit der Sanierung zumindest der gröbsten 
Umweltschäden gutes Geld erwirtschaftet werden - wiederum natürlich, indem 
auch hierfür Natur in Form von Energie und Rohstoffen beansprucht wird. 

Gerade der Umweltschutz - so sehr er im reichen Westen als Beweis für 
die überlegenhelt der Marktwirtschaft gepriesen wird und so sinnvoll er als 
momentane Problem-Entlastung sein kann - sorgt somit dafür, dass die 
rücksichtsiose Ausbeutung der Natur auch in einer Zeit noch unvermindert 
weitergehen kann, in welcher wir der kollektiven Selbstzerstörung bereits 
bedenklich nahe gekommen sind: j 

In einer Gesellschaft, der es gar nicht eigentlich um den Schutz der 
Umwelt, sondern vielmehr um den Selbstschutz vor der selbst zerstörten 


32 


Umwelt geht, beschränkt sich Umweltschutz weitestgehend auf technische 
Massnahmen. Diese verbrauchen jedoch nicht nur ihrerseits ebenfalls Natur, 
sondern sie dienen sehr wesentlich auch der ee ee ‚nach 
dem Motto: "Mit Katalysator fahre ich jetzt sauber und da kann hr ruhig 
wieder etwas mehr fahren.“ 

Der gleiche Verdrängungsmechanismus spielt auch etwa bei der 
Müllverbrennung oder bei der N LO O eine Rolle: Sind 
entsprehende Anlagen einmal vorhanden, so kann das Abfallvolumen sorglos 
weiter gesteigert werden: Aus den Augen, aus der Nase, aus dem Sinn ... Mit 
den Filterstäuben, der Schlacke, dem Klärschlamm und ähnlichen Kehrseiten 
der modernen überflusswirtschaft soll sich g st der Staat herumschlagen. 

überhaupt schiebt das, was vordergründig als wertvoller Beitrag zum 

Umweltschutz gepriesen wird, die Probleme sehr oft bloss örtlich und zeitlich 
weiter von uns eo: Kommende Generationen, so ein ehemaliger Direktor des 
Eidgenössischen Amtes für Energiewirtschaft, werden gewiss fähig sein, die 
Probleme des Atommülls zu lösen, denn seine Generation sei schliesslich 
auch Eng gewesen, Atomkraftwerke zu bauen. 

Und bis es so weit ist - so ist man geneigt, hinzuzufügen -, lässt sich der 
atomare und der normale Sondermüll ja auch zwischenlagern oder, besser 
noch, in Länder abschieben, die dringend auf Devisen angewiesen sind. Die 
anderen sollen schliesslich auch etwas von unserem Wohlstand haben. 

Allerdings verursacht diese Abschiebetaktik, genauso wie tatsächliche 
Umweltschutzmassnahmen, doch auch gewisse Kosten - und die gilt es 
wieder hereinzuholen. Und damit ist dann gleich ein weiterer wichtiger Impuls 
für die möglichst noch raschere Umwandlung von wertioser Natur in wertvolle 
Produkte und Dienstleistungen gesetzt. 

Damit sie sich den Umweltschutz überhaupt leisten können - so wird 
seitens der Wirtschaftsverantwortlichen argumentiert - müssen sowohl die 
einzelnen Unternehmen als auch ganze Volkswirtschaften weiter wachsen, 
sprich noch mehr produzieren. Da könnte man zwar genauso gut behaupten, 
um den Lungenkrebs zu bekämpfen, gelte es, den Tabakkonsum zu fördern, 
um so höhere Steuereinnahmen für die Krebsforschung zu erzielen. So 
lächerlich allerdings das fiktive Argument beim Tabak wirkt, so sehr sind die 
entsprechenden Denkmuster im Umweltbereich nach wie vor an der 
Tagesordnung. 

Denn schliesslich - und auch diesbezüglich will man die eigene Logik 
nie zu Ende denken - steigert das allgemeine ebenso wie das 
umweltschutzbedingte Wirtschaftswachstum den Wohlstand in Form des 
Bruttosozlalprodukts, während die zusehends weniger funktionstüchtige Natur, 
obwohl eigentlich unsere Lebensgrundlage, ohnehin nichts wert ist. 

In der Folge wähnen wir uns zwar Immer reicher, wiewohl wir in Tat und 
Wahrheit stets ärmer werden, weil um uns wie auch In uns immer weniger von 
dem übrigbleibt, was wir zum Leben wirklich brauchen. Wollten wir dieser 
Entwicklung wirklich Einhalt gebieten und wieder den uns zugedachten Platz 
In der Schöpfung einnehmen, so müssten wir nicht nur die Innere Beziehung 
zur Natur und zu uns selbst wiederfinden, sondern vor allem unseren 
Wohlstandsüberfluss in Frage stellen und entschieden abbauen. 

Bis wir uns allerdings dazu durchgerungen haben bzw. von den 
äusseren Umständen allenfalls noch rechtzeitig dazu gezwungen werden, wird 
weiterhin die keinesfalls übertriebene Greenpeace-Warnung gelten: Erst wenn 
der letzte Baum gerodet, der letzte Fluss vergiftet, der letzte Fisch gefangen, 
werdet ihr foststelen, dass man Geld nicht essen kann! 

Hans-Peter Studer (Schweiz) 
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Annoncen und Termine 


Wir laden alle LeserInnen, alle Freundinnen, alle MitarbeiterInnen und solche, die es 
endlich werden wollen, alle nimmermüden Anarchos und Anarchas, befreundete 
Redaktionen, BuchhändlerInnen und Verlage und letztlich alle, die Lust auf ein Fest 
haben, herzlich ein. 


Das Fest findet ab 15 Uhr am Samstag, den 28. 7. % in Karlsruhe statt. Ort: 
Gewerbehof, Steinstr. 23 (im Zentrum Karlsruhes). 

Wir beginnen um 15 Uhr nachmittags. Irgendwann wird es eine Diskussionsrunde 
geben, in der Fragen an die Redaktion gestellt werden können. Ein Kinderpro 

mit Clown wird vorbereitet, Jongleure und Gaukler treten auf... Politische 
Büchertische, Infostände werden aufgebaut. Ab 21 Uhr spielt die Karlaruher Band 
"City Suck$" ihre Mischung aus Heavy Metall, Punk, Oldies und deutschen Schlagen 
(Von The Who über Slime zu Draffi Deutscher oder andersrum). Wir denken an ein 
Zech-Mühsam-Programm, eventuell an einen Zirkus u.a. Für das Angebot von 
Kuchen, von (pernischem) Essen wird gesorgt, für Getränke ebenfalls. Von 15- 19 Uhr 
wird auch das Cafe des Gewerbehofs geöffnet sein. - 

übernschtungen können organisiert werden, dennoch ist es uns  llkosmener 
wenn dies von Euch selbst geregelt werden kann; wer keine Connections nach 
Karlaruhe hat, melde sich bis zum 20. 7. bei uns, damit wir eine überblick bekommen, 
wieviele Schlafplätze organisiert werden müssen. 

Das Fest kostet keinen Eintritt, es soll sich (wir rechnen mit ca. 4000,- DM 
Vorleistungen) über Spenden und die Getränke selbst finanzieren, etwaige 
überschtisse kommen der Zeitschrift zugute. Spenden bitte vorab auf das SF-Konto, 
denn wir verlieren sicher am Abend selbst den überblick und können Geld auch für die 


Vorbereitung gebrauchen: F. Kamann, PschA Stuttgart, BLZ 600 100 30, KtoNr. 574 
63-703. Aufı nach Karlsruhe! 


BERLIN und POTSDAM zu Fuss 


1. März bia 31. Oktober 1990 
eh ar abseits der üblichen Tonristenpfade.Berlin und Potsdam aus 


LE "Hallo Roter Wedding": Dienstags Grenzgänge; Mittwochs Auf den 
Kreuzberg; Donnerstags Die Kulturmeile; reitags Preussen, Paläste und grosse 

Politik; yhnabends e Prenzlauer Berg-Tour/Sanssouci - - aus anderer Sicht/ Die 

Potsdamer Altstadt; Sonntags Jüdisches Berlin/ "Unter den Linden"/ Potadam: Von 

der Alexandrowka zum Cecilienhof 

Stadtreisen Berlin 


Stephanstr. 24 D-1000 Berlin 21 Tel. 030/3953078 


"EPP 92" - ein Friedenspilgerweg durch Amerika 


"BPP 92, Walk acroas America” - ein Friedenspilgerweg von Buropäern quer durch 
die USA, von der Ostktiste bis zum Atombombentestplatz in der Wüste Nevada (dem 
NTP), im Gebiet der Shoshone (insgesamt ca. 4500 km). Dieser EPP soll auf 
Probleme und Gefahren aufmerksam machen, z. B. den Abbau, die Testung und 
Produktion von Kernmaterial und -waffen, zum Schaden der Menschen auf aller Welt, 
des Friedens, der Umwelt und der Bewohner im Testgebiet. In den 8 Monaten ihres 
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Weges wollen die Teilnehmer sagen und zeigen, dass wir Europäer diese 
in Amerika eingeleitet und zu verantworten haben, und wir wollen um Verzeihung, 
Frieden und Beendigung der verhängnisvollen Atomtestes bitten. 

Nun muss der "EPP 92" auch organisiert werden, braucht Teilnehmer und 
Sympatisanten in Europa und in den USA. In vielen Ländern Europas haben sich 
schon nationale Gruppen gebildet, die mit der Vorbereitung beschäftigt sind, haben 
aber auch Kontakte zu amerikanischen Friedensgruppen geknüpft. 

Wer Interesse am "EPP 92" hat, mitlaufen, organisieren, oder einfach 
unterstützen oder ersteinmal "nur" etwas mehr darüber erfahren möchte, kann sich bei 
folgenden Kontaktadressen melden: 


Kai Steger und in der BRD: Anne Stegmaier 
Schwanseestr. 8 A. Supperstr.18 
DDR-5300 Weimar D-7140 Ludwigsburg 


Einladung zum internationalen Sommercamp gegen: Atom in 
Gedelitz/Gorleben vom 20. - 26. Juli 1990 bei Santelmann 
(Gasthof) 


Eingeladen sind alle, die Interesse an Themen wie Widerstand, Aktionsformen in 
Theorie und Praxis, Inhalte des Widerstands, Projektmöglichkeiten, 
Hüttendorfräumung, Perspektiven etc. haben. Schwerpunktthema ist Atom ... 
Mitzubringen sind Zelte, Geschirr, Musikinstrumente, Schlafbürsten und Zahnsäcke. 
Verpflegung erfolgt in Selbstversorgung (für den Tag der Anreise (20. 7.) sowie für 
das Frühstück am darauffolgenden Tag ist Verpflegung vorbesorgt). 


Kontaktadresse: RONDEL, Informationsstelle für lebensnotwendische Alternative 
Madeline und Francis, 3130 Rondel tt. Lüchow, Telefon 05846 766 
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